
Vaterlandslose
Gesellen inNeustadt
AusderArbeiteines
sozialdemokratischen
Ortsvereins ineiner
holsteinischenKleinstadt
von der
Jahrhundertwendebis
zum Ausbruchdesersten
Weltkrieges, aufgezeigt
amBeispielderStadt
Neustadt inHolstein

Hans-HeinzBrandtNeustadt inHolstein gehörtewie so viele holsteinische Städte
zu jenemKleinstadttyp, der über keinen oder nur wenig nen-
nenswerten Industriebesatz verfügte. Die ausgeprägte hand-
werklich-bürgerliche Struktur ließ nureinenmäßigen Bevölke-
rungsanstieg zu. Trotz Errichtung und Ausbau der Provinzial
Heil- undPflegeanstalt wuchs die Einwohnerzahlder Stadt im
Zeitraum von1900 bis 1910 nur von 4600auf 5083 Einwohner
an.1

Trotz seineskleinstädtischen Charakters gab es inNeustadt
imGegensatz zu vielen anderen ländlichenKleinstädten eine
festverankerte traditionell sozialdemokratisch ausgerichtete
Arbeiter- bzw. Handwerkerschaft.

Seit dem Eintreffen der ersten sozialdemokratischen Agi-
tatoren Winter und Gundelach in der Stadt am 11.Dezember
1872 gehörte diese bald zu den sozialistischen Hochburgen im
Lande.2

Auf welch fruchtbarenBoden das sozialistische Gedanken-
gut in der Handwerkerschaft fiel, mag man der Tatsache ent-
nehmen, daß schon am 12. September 1875 ein sozialistischer
Arbeiterverein mit rd. 35 Mitgliedern gegründet wurde.3

1 Die Bevölkerung der Gemeinden
Schleswig-Holsteins 1867-1970, hrsg.
vom Statistischen Landesamt Schles-
wig-Holstein, Kiel 1972,S. 116/117.
Durch Errichtung der Heil- und Pfle-
geanstalt stieg die Einwohnerzahl des
Wohnplatzes „Provinzial-Pflegean-
stalt" von1885 = 0 Einwohner über
1895 =422Einwohner auf1905 = 956
Einwohner.
2 Neustädter Wochenblatt vom
11. Dezember 1872.
3 LASAbt.320 OldenburgNr. 580So-
zialdemokratische und politische Ver-
eine, Versammlungen, Abhaltungen
1875-1879

-
hier:SchreibendesMagi-

stratsderNeustadt vom13. 10.1875 an
das königliche Landratsamt Cismar.
„Dem königlichen Landratsamt wird
mitgeteilt, daß sich am 12. September
75 hierselbst einsozialdemokratischer
Arbeiterverein mit dem abschriftlich
hierneben angeschlossenen Statut
constiniert hat. 30 Mitglieder (aus
Neustadt und den umliegenden Ort-
schaften des Kr. Oldenburg und des
zumGroßherzogtum Oldenburggehö-
renden Amtes Ahrensbök), Ver-

Schleswig-Holstein heute.

Die Heil- und Pflegeanstalt Neustadt
um 1910, die zu dieser Zeit fast 1000
Insassen hatte.

Unten: Neustadt, Kremper Straße mit
Blick auf das Kremper Tor, um1910.
Zusammen mit der Brückstraße und
demMarkt bildete diese seit altersher
das Zentrum der Stadt.
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Über ein Verbot während der Zeit des Sozialistengesetzes
könnenleider keine Angaben gemacht werden. Aufgeführt
und bei der Polizeibehördeangezeigt wird aber noch während
des Sozialistengesetzes ein Arbeiterbildungsverein.4

Erst am 25.Januar 1903 waren die Vorbereitungen soweit
abgeschlossen, daß eineNeugründung vorgenommen werden
konnte.Die Gründungsversammlung fandim „Kolosseum"am
Rosengarten statt.

Dessen Inhaber,Lange, war selbst Sozialdemokrat und hat
sich auch stark für diePartei engagiert.

An der Gründungsversammlung nahmen 71Personenteil.
Von diesen 71 Gründungsmitgliedern kamen außer aus der
Stadt16 aus Merkendorf,zwei aus Oevelgönne,zwei aus Roge
und einer aus Hasselburg. Erster Vorsitzender wurde der
Arbeiter Walter Wetkowski,Fischerstraße 126.3

Zum Tätigkeits- und Einzugsgebiet des neugegründeten
Ortsvereins gehörtenaußer derStadtNeustadt die Gutsbezirke
Wintershagen, Sierhagen, Hasselburg und Oevelgönnesowie
dieLandgemeinden Roge, Sierksdorf, Bliesdorf undMerken-
dorf.6

In der Anfangsphase tat sich der neugegründete Arbeiter-
bzw. Ortsvereinsehr schwer.Nicht nur,daß dasVerhältniszur
hiesigenPolizeibehördesehr gespannt war, dieParteimachte
selbst-ähnlich wieheute-eine ernste Theoriediskussion über
den weiteren Wegder Arbeiterklasse durch.Diese Diskussion
schlug sichbis zur unterstenBasisnieder. ImNeustädter Orts-
verein führte diese Theoriediskussiondazu, daß inden ersten
drei Jahren des Bestehens eine starkeFluktuation eintrat.

Trotz dieser sich auch inNeustadt teilweise niederschlagen-
dengespanntenVerhältnisseblieb aber immer nocheingroßer
Raum an Gemeinsamkeiten. Das war um so notwendiger, als
Gewerkschaften undPartei nur vereint gegen die behördliche
Willkür etwas ausrichten konnten. Wie die Verhältnisse zur
damaligen Zeit waren, läßt sich an einem Beispiel am besten
verdeutlichen:

Am 17. August 1904 erhielt der Vorsitzende des Arbeiter-
vereins Röhlkevon der NeustädterPolizeidie Aufforderung,
binnen3 Tagen derPolizeiverwaltung einenvollständigenMit-
gliedernachweiseinzureichen. DaerderMeinung war,er brau-
che dem Ansinnen der Behördenicht Folge zu leisten, nach-
dem alle Veränderungen der Polizei immer schriftlich mitge-
teilt worden waren, fander sichplötzlichvordenKadigezerrt.
Das Neustädter Schöffengericht zeigte für seine Handlungs-
weiseundBegründung Verständnis.Essprach ihnfrei.Hierge-
gen legte aber der Staatsanwalt Berufung ein. In der anschlie-
ßenden Revisionsverhandlung vorderdrittenKieler Strafkam-
mer am 24.November 1904 kam er nicht so glimpflich davon.
Die Kammer hob das Urteil auf und erkannte auf 3,-RM
Geldbuße, ersatzweise 1 Tag Haft. Dieses Urteil wurde von
denSozialdemokratender Provinz Schleswig-Holsteinals reine
Schikane der staatlichenBehördengegenüber ihren Organisa-
tionen sowie den verschiedenen sozialdemokratischen bzw.
gewerkschaftlichen Institutionen angesehen.

Sammlungen jeden Sonntagnachmit-
tagum4Uhrim Vereinslokal" (Anzei-
ge an die Polizeibehörde)- eine AbschriftderStatutendesNeu-
städter Arbeitervereins befindet sich
in der o. a. Akte.
4 LASAbt.320 OldenburgNr.221So-
zialdemokratische undpolitische Ver-
eine,BandI1886-1895.- hier: detaillierte Berichte an den
Landrat zumUnwesen der SPD
Bericht des Neustädter Bürgermei-
sters Gabriel an den Landrat vom
14. September 1887.- „Über die Tätigkeit des allgemeinen
Arbeitervereinsfür NeustadtundUm-
gebung ist zuberichten,daß neue Mit-
glieder dem Verein nicht beigetreten
sind.
Versammlungen sollen alle 14 Tage
stattfinden.
Eine Volksbibliothek, die in den Sta-
tuten des Vereins festgelegt war, ist
wegen fehlenderMittelnochnicht ein-
gerichtet worden.
Versammlungslokal ist in der Woh-
nung des Schuhmachers Paasch, weil
keinLokalzu bekommenwar."- Bericht des Landrats vom 18.Janu-
ar1894
HermannHeinrich Paasch, Schuhma-
cher, geb. am 12.November 1859 zu
Bujendorf, Fürstentum Eutin.
hier: Nachweis der Sozialdemokrati-
schen Vereine im Kreis Oldenburg- Stand8.Februar 1895
AllgemeinerArbeiterverein für Neu-
stadt undUmgebung
Zweck: sozialdemokratische Agita-
tion
Mitgliederzahl 16 in Neustadt und
Umgebung
Bildungsvereinfür Heiligenhafenund
Umgebung
Zweck: derselbe
Mitglieder ca. 15 in Heiligenhafenund
Umgebung.
5 LAS Abt.320OldenburgNr.423 So-
zialdemokratische undpolitische Ver-
eine,Band1111895-1905.
In diesen Akten befindet sich das
Gründungsprotokoll über dieWieder-
gründung des „Arbeitervereins Vor-
wärts Neustadt und Umgebung" am
25. Januar 1903 im „Kolosseum" zu
Neustadt. Außerdem dievollständige
Teilnehmerlistemit Wohnort, Straße
und Berufsangabe. Ebenfalls Ab-
schriften von Mitteilungen an die
Amts- und Gemeindevorsteher über
SozialdemokratenihresBereiches,die
an der Gründungsversammlung teil-
nahmen.
6 Ebd. sowie LAS Abt.309, Bandl,
Nr.12539.
Situationsberichtdes Landrats Sprin-
ger andieRegierung in Schleswigvom
25. Februar1903.
Der Einzugsbereich des wiederbe-

56



Dementsprechend groß wurde dieser Vorgang inder Partei-
presse des Landes herausgestellt. Aber auch einem Teil der
bürgerlichen Pressebehagte dieser Urteilsspruch-als über das
Zielhinausgeschossen-nicht.

Der Vorgang Röhlkesollte aber nicht der einzige bleiben,
beidemSozialdemokratenaus NeustadtundUmgebung für ihr
Handeln mit einer Geld- bzw.Ersatzbuße bestraft wurden.7

So wurden z.B. die Sozialdemokraten Stormjun. und sen.
beieiner Agitationsfahrt inGrömitzvomAmtsvorsteher Meier
zu je3,-RMStrafe verurteilt,weil-nach Ansichtdes Amtsvor-
stehers-dieDieleeinesPrivathauses vondiesem als offizieller
Straßenraum angesehenwurde.8

Innerparteilichlief inzwischenalles seinengewohnten Gang.
DiemonatlichenMitgliederversammlungen wurden turnusmä-
ßig abgehalten.

Die anstehende Reichstagsersatzwahl 1905 brachte keine
großen politischen Veränderungen inder StadtNeustadt bzw.
des 9. Schleswig-holsteinischen Reichstagswahlkreises, daseit
1877 dieser Wahlkreis immer von einem konservativen Abge-
ordneten gewonnen wurde.9

Neustadts Sozialdemokraten hielten ihren guten Stimmen-
anteil.AnstelledeszumRegierungspräsidenten inGumbinnen
(Ostpreußen) ernannten bisherigen Abgeordneten Dr.Stock-
mann wurde der ebenfalls konservative Kieler Justizrat Bok-
kelmann inden Reichstaggewählt.

Größere Aktivitäten wurdenerst im Jahre 1906 entwickelt.
Auch inNeustadt ging man daran, was in anderen Städten
gleicher Größenordnung längst üblich war, den1.Mai würdig
zubegehen.

Die Jahre 1906 bis 1914 sollten zu den Glanzzeiten der
Gewerkschaften und der SPD im Neustädter Raum zählen.
Seit dem Herbst1905 wurdevonder Agitationskommissiondes
Bezirks eine Zeitschrift „RoteLandpost", die für Landarbeiter
undDorfbewohnerbestimmt war,herausgegeben. Mitgroßem
Fleiß trugendieNeustädter Genossendieseindieumliegenden

gründeten Ortsvereins umfaßt nach
dem Stand der Volkszählung vom
1.12.1900 =7006Einwohner,die sich
auf folgende GemeindenundGutsbe-
zirke aufteilten.
Entnommen aus „Die Bevölkerung
der Gemeinden Schleswig-Holsteins
1867-1970", S. 106 ff:
StadtNeustadt 4600 Einwohner
LandgemeindeRoge 177 Einwohner
Landgemeinde Sierksdorf

330 Einwohner
LandgemeindeBliesdorf

186Einwohner
Landgemeinde Merkendorf

168 Einwohner
Gutsbezirk Wintershagen

132 Einwohner
GutsbezirkSicrhagen 810Einwohner
GutsbezirkHasselburg43o Einwohner
GutsbezirkOevelgönne

173 Einwohner
7 Stadtarchiv Neustadt i. Holstein,
AbteilungB FachlllNr.68 Kreisver-
ein der SPD für den 9.S.H. Reichs-
tagswahlkreis.
In dieser Akte befindet sich der ge-
samte Vorgang Röhlkeeinschließlich
der Prozeßakten des Kieler Landge-
richtes. Ebenso die Abschrift eines
Artikels der Itzehoer Nachrichten
vom 26.November1904.
Siehe ebenfalls Artikelinder VZvom
16.Oktober1904, Nr.243 sowieLeit-
artikel zum Urteil des Landgerichtes
in der VZ vom 26.November 1904,
Nr.277.
8 Ebd., VZ vom 8. August 1905,
Nr.185.

9 Siehe auch Zusammenstellung imNeustädter Wochenblattvom28. März1903, Nr.50:
Kons. Rchp. Natl. Fortschr. Dfrs. FVg. FVp. Sozd. Ntsoz. Versch. zusam.

1871 2 646 - - 5 273 63 - - 7 982
74 - - - 6 871 - 8 098 240 15 209
77 6 940 - 981 2 518 - - -

4741 - 42 15 222
Stichwahl 11416 - 4 823 - 16 239

78 11 962 - Lib.V 76 805 - 12 843
81 6 961 5 275 - - - - - - - 12236
84 8 203 - - - 4 741 - - - - - 12 944
87 10 510 - - 4 236 1189 - 15 935
90 8 133 - - - 4 591 - 2354 - 15 078
93 9 281 - - -

3 898 3 230 - - 16 409
Nachwahl 97 8 177 - - - - 1400 1785 2695 2 148 - 16 205

98 - 9 091 - 873 2689 3 981 - 16 634
vorgenommeneAbkürzungen:
Kons.-Konservative,Fortschr.-Fortschritt, Sozd. -Sozialdemokraten
Es wurdengewählt von
1871-1874 Professor Seelig,Fortschritt
1874-1877 Otto Reimer,Zigarrenmacher, Sozialdemokrat
1877-1897 Grafv. Holstein-Water-Neverstorff, Konservativ
1897-1898 v. Tungeln-Schmoel, Gutspächter, Konservativ
1898-1905 Dr. Stockmann, Konsistorialpräsident, Konservativ
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Dörfer und Gutsbezirke. Hierdurch und durch die bewährte
Mund-zv-Mund-Propaganda konnten auchindiesenGebieten
Landarbeiterstimmen für die Sozialdemokratie gewonnen
werden.

Für die Sozialdemokratie entwickelte sich Neustadt immer
mehr zum Zentralort des gesamtenostholsteinisch-wagrischen
Raumes. Einzige Ausnahme bildete nur die Insel Fehmarn.
VonNeustadt ausgehend, erfolgten die weiterenNeugründun-
gen von Arbeitervereinen im Landkreis Oldenburg erst im
Jahre 1906. Wie selbstverständlich erfolgte die nächste Neu-
gründung in der unmittelbaren Nähe der StadtNeustadt. Am
30.Januar1906wurdeals zweiter Vereinder Arbeiter-Ortsver-
ein Grömitz und Umgebung mit 19 Mitgliedern gegründet.
Vorher gehörten bereits rund ein Jahr lang acht Grömitzer
Sozialdemokraten, darunter der erste Vorsitzende des Arbei-
tervereins, W. Scharfenberg aus Rothenhuse, als Hospitanten
dem ArbeitervereinNeustadt an.10

Wie beimArbeiterverein Grömitzstellte der Arbeiter-Orts-
vereinNeustadt auchbeidenspätergegründeten Ortsvereinen
Heiligenhafen undPlöndie organisatorische Basis. So gehör-
ten lt.denBerichtender Neustädter Polizeiverwaltungbis zum
Herbst 1908 immerhin15bzw. 9Mitglieder ausPlönundHeili-
genhafen dem Neustädter Ortsverein an.11 Zum Jahresende
1906 gab es im LandkreisOldenburgdie OrtsvereineNeustadt
mit 94, Grömitz mit 17 und Burga.F., zuständig für die
gesamte Insel, mit 34 Mitgliedern. Der Ortsverein Burga.F.
wurde ebenfalls imSpätsommer 1906 gegründet. 12

Mit der Reichstagsauflösung im Jahre1906 setzte ein Wahl-
kampf vonbesonderer Heftigkeit ein.Die Auflösunggeschah
nachder AblehnungdesNachtragsetats für dieDeutscheKolo-
nie Südwestafrika. Als „Hottentottenwahl"ging diese Reichs-
tagswahl vom 25. Januar1907 in die Geschichte ein,zumal die
inDeutschland herrschendenKräfteden AufstandderHerero
inSüdwestafrika ausnutzten,um die Gegner der Kolonialpoli-
tik,in erster Linie die Sozialdemokraten,für nationalminder-
wertigzu erklären.Dieser vereinigte bürgerliche Angriff, ver-
bunden mit einer außerordentlich hohen Wahlbeteiligung,
führte dazu, daß der Stimmenanteil der Sozialdemokraten
erheblichsank und die Zahl ihrer Mandate fast umdie Hälfte
reduziert wurde. Waren vorher 81 Abgeordnete der SPD im
Reichstag vertreten,gab es nachdieser Wahl nurnoch43. Von
ihrenbisherigen fünf Reichstagsmandaten der Provinz Schles-
wig-Holstein gingen drei wieder verloren.13 Gehalten werden
konnten nur die Mandate von Frohme, Altona, und Legien,
Kiel. Während in denDörfernvondenBürgerlichen zum Teil
starke Gewinne, diealle zu Lastender Sozialdemokratengin-
gen, verbucht werden konnten, wurde das Ergebnis in Neu-
stadt gehalten. Die Wahlbeteiligung war außerordentlich
stark. Sie betrug 88,63%. 914 Wähler waren zur Wahl gegan-
gen. Der SPD-Kandidat Weinheber erhielt hier 217 Stimmen
bei insgesamt 1465 abgegebenen Stimmen für die SPD im
gesamten Kreis Oldenburg. Im 9. Reichstagswahlkreis erhielt
er hingegennur noch 3707 Stimmen.14Erstmals, da keiner der

10 LASAbt.309, Nr.12539 Bandll,
Akten der königlichen Regierung zu
Schleswig — Verzeichnis derim Regie-
rungsbezirk vorhandenensozialdemo-
kratischen Vereine. Bericht dcs Land-
ratsSpringervom1.Februar 1906.
Am 30.Januar 1906Gründung dcsAr-
beitervereinsGrömitzundUmgebung
mit 19 Gründungsmitgliedern.
Ausbreitungsgebiet dcs Arbeiterver-
eins:
Landgemeinden: Grömitz, Lenste,
Cismar und Alt-Rathjensdorf sowie
die Gutsbezirke: BrodauundSievers-
hagen.
S. a.LAS Abt.309 Nr.12535.
Bericht des Landrates an die Regie-
rung vom9. Oktober 1905 J.Nr.,665.
Indiesem Bericht teilte Springer mit,
daß seiteinemJahrachtMitglieder aus
Grömitzund Umgebung, darunter W.
Scharfenberg,Rothenhuse, imArbei-
tervereinNeustadt aktiv tätig seien.
11 Neustädter Stadtarchiv Abt.BFach
111 Nr.68.
Ineinem Schreiben vom25. Juli 1908,
Tgb. Nr.4621, teilte Bürgermeister
Tauscher u.a. dem Landrat mit, daß
die Mitglieder des SPD-Ortsvereins
Neustadt nicht nur ihren Wohnort in
Neustadt und Umgebung, sondern
auch in Orten wie Plön (16 Mitglie-
der),Heiligenhafen(9Mitglieder)und
Großenbrode hätten.
Ebd.,siehe auch Abt.B Fach111Nr.6
Sozialdemokratische Bestrebungen
und Anarchisten.
Meldungen der NeustädterPolizeiver-
waltung an den Landrat vom 15.Fe-
bruar 1908. Dort wird u.a.berichtet,
daß die Entwicklung des SPD-Orts-
vereins Neustadt äußerst positiv ver-
laufensei. DieMitgliederzahlenkonn-
tenvon 95 auf 107 undindemBericht
vom 18.Juni 1908 auf 109 Mitglieder
gesteigert werden. Diese Mitglieder
kamen aus folgenden Städten, Ge-
meinden undOrtschaften:

Stand15. 2.08 Stand18. 6. OS
Neustadt73 Mitglieder 75Mitglieder
Plön 16Mitglieder 16Mitglieder
Heiligenhafen

9 Mitglieder 9Mitglieder
Albersdorf 1Mitglied 1 Mitglieder
Wintershagen

1Mitglied - Mitglieder
Bliesdorf 1Mitglied 1Mitglied
Hermannshof

1 Mitglied 1Mitglied
Oldenburg i. Holstein

1Mitglied 1Mitglied
Kl.Schlamm 1Mitglied 1Mitglied
Dahme 1Mitglied 2Mitglieder
Großenbrode

1Mitglied 1Mitglied
Oevelgönne 1Mitglied 1Mitglied

12 LAS Abt.309 Nr.12531, Akten
über die Sozialdemokratische Bewe-
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dreiKandidatendie absolute Mehrheit erreichte,mußte nach
runddreißig Jahrenzur Stichwahlgeschritten werden.Indieser
Wahlerhielten derbisherige konservativeAbgeordnete Justiz-
ratBockelmann9621Stimmen und der freisinnige Kieler Arzt
Dr.Struve 9954 Stimmen. Er wurde somit der Nachfolger von
Bockelmann alsReichstagsabgeordneter. Andiesem Sieghat-
ten die Sozialdemokraten einen großen Anteil, da sie sich
öffentlichfür Dr.Struve entschiedenund für ihn agitierten.

Die zwischenzeitlich einsetzende Wirtschaftskrise zwang
Industrie und Baugewerbe, viele Arbeiter zu entlassen. Ver-
schlimmert wurde die schon nicht rosige Lage vieler Arbeiter
durch eine gleichzeitig einsetzende Lebensmittelverteuerung.
Alienorts fanden dagegen Protestversammlungen statt.Partei
und Gewerkschaften waren indieser Zeit sehr aktiv.

Leider hatten die Neustädter Sozialdemokraten gewisse
Schwierigkeiten, amOrt selbst ihre Stellungnahme gegenüber
der breiten Öffentlichkeit darzulegen. Schon während des
Wahlkampfes zur Reichstagswahl am 25. Januar 1907 hatten
sich der Ortsvereinsvorstandmit dem GastwirtLange alsBesit-
zer des „Kolosseums" über einen neuen Pachtvertrag derart
zerstritten, daß Lange aus Verärgerung aus der SPD austrat.
Außerdem erteilteer dem SPD-Ortsvereinsowie der örtlichen
Gewerkschaftsbewegungbis auf weiteresLokalverbot.

Welche Schadenfreudemochte indenSchriftsätzendesBür-
germeistersTauscher inseinerEigenschaft alsPolizeiverwalter
liegen, als dieser am 10.Juli 1907 dem Landrat in Cismar
erfreut mitteilen konnte, daß bis zum damaligen Zeitpunkt
keine Versammlung - weder von der SPD noch von den
Gewerkschaften - abgehalten wurde, da es beiden nicht
gelang, inder Stadt einanderesLokalzubekommen.15Danach
einigen klärenden Gesprächen alleam Streit Beteiligten end-
licheinsahen, daß es im gewerkschaftlichen sowie politischen
Leben ohne Vereinslokal nicht weitergehen konnte, wurde
nach einigem Hinund Her ein Kompromiß gefunden, so daß
am 1.August 1907 die erste „Volksversammlung" wieder
durchgeführt werden konnte.16

In einem vertraulichen Erlaß desRegierungspräsidenten zu
Schleswig vom 8.November 1904 an die Polizeibehörden
wurde gerügt, daß diese Behörden der „gewerkschaftlichen
Bewegung, die inhiesigerProvinz durchweg unter sozialdemo-
kratischem Einfluß steht, nicht überall die gebührende Auf-
merksamkeit zuwenden". In einemFallehabe festgestellt wer-
den müssen, „daß eine Ortspolizeibehörde, die in Besitz von
Materialwar, umggf. vordemKöniglichenOberverwaltungsge-
richt denBeweis zuführen, daß das Kartellsichmitpolitischen
Angelegenheiten befaßt", diesesnicht verwendet habe. Gerügt
wurde ferner, daß den Gewerkschaften wiederholt öffentliche
Aufzüge, „sogar mit Musik", nachgelassen worden seien. Es
heißt dann weiter: „Diese gewerkschaftlichen Verbände
(Gewerkschaften, Gewerkschaftskartelle, Zahlstellen) bilden
nach der Entwicklung, diesie genommen haben, den Kern der
heutigen sozialdemokratischen Partei. Jedes von ihnen gewor-
beneMitglied wirdmit Sicherheit alsbaldMitgliedder Sozialde-

gungs.a.Bericht desLandratesandie
Regierung zu Schleswig vom 23. Au-
gust 1906 Tgb.Nr.,945.
IndiesemBericht teilteLandratSprin-
ger u.a.mit, daß die Arbeitervereine
Vorwärts Neustadt und Grömitz in
Ortsvereine umgewandelt worden
sind.- Außerdem wurde in Burg a.F. ein
neuerSPD-Ortsvereingegründet. Die
Kompetenz dieses Ortsvereins er-
streckt sich über das Gebiet der ge-
samtenInsel Fehmarn.- Lt. diesem Bericht gab es im Land-
kreis Oldenburg drei Ortsvereinemit
folgendenMitgliederzahlen:
Neustadti.Holstein 94Mitglieder
Grömitz 17Mitglieder
Burga.F. 34Mitglieder
13 Siehe auch Franz Osterroth 1967,
100 Jahre SPDin Schleswig-Holstein,
S. 33 ff.
MSiehe auchNeustädter Wochenblatt
vom14.Januar 1912,Nr. 11.
15 Stadtarchiv Neustadt Abt.B Fach
111Nr. 1.
SchreibenderPolizeiverwaltungNeu-
stadt vom 10.Juli 1907, Tgb. Nr.4662
anden LandratinCismar.
16 Ebd., Bericht des Bürgermeisters
Tauscher anden Landrat.
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mokratie. Ihre Festlichkeiten und Auszüge dienen weniger
harmloserBelustigung als dem Zwecke derDemonstration, der
Verstärkung des Zusammenhalts und der Werbung neuer Mit-
glieder. SiehabenmithinkeinenAnspruchaufeineandereamtli-
che Behandlung als die ausgesprochen sozialdemokratischen
Vereine, die eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten
bezwecken.

"

Weil die Gewerkschaften ihr gutes Recht ausübten, neue
Mitglieder zu werben, den Zusammenhalt der Mitglieder zu
stärken, deshalb mußten sie der Polizeiaufsicht und -schikane
unterworfen werden!

Andere Erlasse der Landespolizeibehörden drängten auf
eine einheitliche Regelung in der Behandlung von Anträgen
der Gewerkschaftenauf Gestattungder Abhaltungöffentlicher
Feste,Bälleusw.,umderartige VeranstaltungennachMöglich-
keit zuverhindernoderzuerschwerenundihnen jede „gemein-
gefährliche Aeußerlichkeit" ,wie z.B. die Entfaltung sozialde-
mokratischerEmbleme, roterFahnenusw., „mitRücksicht auf
die zu befürchtende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung zu verbieten". Dieperiodischen Polizeiberichte über
diegewerkschaftliche Bewegung umfaßten -gleich denenüber
die Sozialdemokratische Partei- alle inBetracht kommenden
Einzelheiten: Stand der Organisation, Zahl und Wachstum
ihrer Mitgliedschaften, Gründung neuer Gewerkschaften,
Gewerkschaftskongresse, Verbreitung der Gewerkschafts-
presse, Arbeitersekretariate, Agitation, Kampf für Sicherung
des Koalitionsrechts und Arbeiterschutz, Protestbewegung
gegen dieUmsturz- und Zuchthausvorlage,Beteiligung ander
Maifeier, Streiks und Aussperrung usw.

Diedurchdie schlechte Wirtschaftslage auch imRaumNeu-
stadt vondenGewerkschaftenundder ParteientfachtenAkti-
vitäten veranlaßten denLandrat in Cismar,sichhierüber einen
genauenÜberblick zuverschaffen.Ineinem Schreiben,indem
Verhaltensmaßnahmen für die Polizei aufgezeigt werden,
wandtesichLandrat Springer am14.Mai 1907an dieNeustäd-
terPolizeibehörde.18

„Cismar, den14. Mai1907
Ichbindamit einverstanden, daß bisauf weiteresdavonabge-

sehen wird, die Versammlungen der dort bestehendensozialde-
mokratischen Gewerkschaften sämtlich polizeilich zu überwa-
chen. Dagegen ordneich hiermit an, daß
1. sämtliche Versammlungen des dortigen sozialdemokrati-

schen Ortsvereins und
2. sämtliche vonsozialdemokratischer Seite einberufenen soge-

nannten öffentlichen Volksversammlungen ohne jede Aus-
nahmepolizeilich überwacht werden unddaß

3. hin und wieder, mindestens vierteljährlich einmal auch die
Versammlungen jederderdort bestehendensozialdemokrati-
schen Gewerkschaften einer polizeilichen Überwachung
unterworfen werden.

DieAuswahlderpolizeilichzu überwachenden Versammlungen
der unter3bezeichnetenArtüberlasse ichderPolizeiverwaltung
mit der Maßgabe, daß über sämtliche Versammlungen der

17 Siehe auch KarlFrohme, Politische
Polizeiund Justiz.
Kapitel 6 - Gewerkschafts- und Ge-
nossenschaftsbewegung,S. 83-87.
18 Stadtarchiv Neustadt Abt.B Fach
111 Nr. 1.
Nachdem Bürgermeister Tauscher ge-
betenhatte, als Polizeiverwalternicht
alle Vorstandssitzungen des SPD-
Ortsvereins besuchen zu müssen, er-
folgte dieimBericht abgedruckte Ant-
wortdes Landrates.Tgb. Nr. 5183.
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sozialdemokratischen Gewerkschaften von der Polizeiverwal-
tungeineListe zuführen ist, aus der sichergibt, wann jede jener
Gewerkschaften Versammlungen abgehalten hat und welche
dieser Versammlungen polizeilich überwacht worden sind. Ich
behaltemir vor, dieseListe von ZeitzuZeit zur Einsichteinzu-
fordern.

gez. Springer."
In den demgemäß verfertigten Berichten an den Landrat

wurde mitgeteilt, daß der sozialdemokratische Verein Neu-
stadt1907 siebenMitgliederversammlungen undimJahre1908
zwölf Mitgliederversammlungen abgehalten hat. Veranstal-
tungsort war immer das Vereinslokal „Kolosseum", Beginn
jeweils 8.00 Uhr oder 8.30 Uhr. Über die Aktivitäten der
Neustädter Gewerkschaften lesen wiru.a.: „Die Versammlun-
gen der Zahlstelle des Bauarbeiterverbandes (Maurer) fanden
am ersten Sonntag eines jeden Monats (bis zum 31. März1908)
statt, beginnend 4.00 Uhr nachmittags, im Kolosseum. 1908 an
jedem zweiten Sonntag nach dem Ersten eines jeden Monats
(vom 1.Februar bis zum 31.Januar 1909), nachmittags 4.00
Uhr, im Kolosseum."

Die Zahlstelledes Verbandes der Fabrik-,Land-und Hilfs-
arbeiter Deutschlands, Bevollmächtigter Gustav Heier, Grü-
ner Gang79, hatte nach Ausweis der Aktenbis 1907 regelmä-
ßige Versammlungen nicht angemeldet.

Die Versammlungen der Zahlstellen desDeutschenHolzar-
beiterverbandes fanden statt:

JedenDienstagnachdemErsteneines jedenMonats,abends
um 8.00 Uhr,im Kolosseum. ImJahre 1908 jedenerstenMitt-

Nach demStadtbrandvon 1817 wurde
auch vermehrt außerhalb der Altstadt
gebaut.AmRosengartenbefandsich in
dem großen Gebäude links, dem Ko-
losseum, nach der Jahrhundertwende
auch Gewerkschaftshaus genannt,eine
Handwerkergesellenherbergemit Gast-
stätteund Tanzsaal. Im Obergeschoß
hatte der Zentralverein für den 9.
Schleswig-holsteinischen Reichstags-
wahlkreis von1900bis zur Auflösung
im Juni 1919 seinen Sitz. Außerdem
war hier bis zur Machtübernahme
durch dieNSDAP,1933, das Büro des
SPD-Ortsvereins bzw. des Gewerk-
schaftskartells (Ortsausschuß des
ADGB, Neustadt).Aucheine Gewerk-
schaftsbibliothek befand sich in diesem
Gebäude. Das Haus wurde1979 infol-
ge der Altstadtsanierung abgerissen.
Die Aufnahme stammt von ca. 1900
(Bild:PrivatarchivJ. H. Koch)
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woch nach dem Ersten eines jeden Monats, abends um 8.30
Uhr, imKolosseum.19

Als weiterer großer Streitpunkt der Jahre vor dem Ersten
Weltkrieg könnenFragen der Ortskrankenkasse Neustadt
angesehen werden.Den konservativen Verhältnissenunseres
Bereiches hattesichdie Kasse angepaßt. Demversuchten die
Sozialdemokratenim Interessederversicherten Arbeitnehmer
entgegenzuwirken. So referierte z.B. der Kieler Arbeiterse-
kretär Albert Weber in einer öffentlichenVolksversammlung
am 13.Oktober 1906 über das Krankenkassenwesen.Der Saal
im Kolosseum war brechend voll. In seinem zweistündigen
Referat bedauerte Weber zunächst, daß imBereich desKran-
kenkassenwesens nichts Einheitliches geschaffen würde.
Anschließend zitierte Weber aus dem Statut der Neustädter
Ortskrankenkasse einige Paragraphen, die aufzeigten, wieviel
hier noch zu wünschen wäre. Verbesserungen könntenaber
nur geschehen, wenn Leute in den Vorstand gewählt würden,
zudenendie Arbeiterinnenund Arbeiter das nötigeVertrauen
hättenunddie auch ein Interesse daranhätten, die Kranken-
kasse inNeustadt zu dem zugestalten, was sie eigentlich sein
sollte, eine wirkliche Unterstützungskasse. Die Generalver-
sammlung derOrtskrankenkasse,inderdieVertreterwahl vor-
zunehmen sei,müsse daher genauso intensiv besucht werden
wiedie heutige Versammlung. Nur dadurchkönneman sicher-
stellen,daß die demArbeitnehmer genehme Vertretung inden
Vorstandhineingewählt werde.20 Das gelang denSozialdemo-
kratengut ein Jahr später.Dadurch, daß man inder Arbeiter-
schaft die nötige Propaganda betrieb, wurden die Arbeiter
Rudolf Knoop undder Vorsitzende des sozialdemokratischen
Zentralvereins, Kolporteur August Meyer, in den Vorstand
der Ortskrankenkassegewählt. Leider hatten dieSozialdemo-
kraten die Rechnung ohne den Wirt gemacht. In der Sitzung
am12.Dezember 1907 wurdeAugustMeyer vonder Aufsichts-
behörde,daer zwar Mitgliedder Kasse,nicht aberMitgliedder
Generalversammlung war, die Teilnahme an dieser verboten.
Über diesen Vorgang und das Verhalteneiniger Arbeitgeber,
was in der Arbeiterschaft große Erregung hervorrief, disku-
tiertedie SPD ineineröffentlichenProtestvolksversammlung.
Sie wurde am 18.Dezember im Kolosseum abgehalten. An
dieser Versammlungnahmenca. 150 männlicheundfünf weib-
liche Personen teil. Referent war der Arbeitersekretär Fritz
Gress aus Kiel. Dieser sprach zunächst seine Verwunderung
darüber aus, daß die Polizeiverwaltung einen Beamten zur
Überwachung in die Versammlung geschickt hatte. Kranken-
kassenangelegenheiten seienkeineöffentlichenAngelegenhei-
ten,undsomithabederPolizeibeamtehiernichtsverloren. Um
diese Protestversammlung nicht platzen zu lassen, wurde aus-
nahmsweise darauf verzichtet, den Polizeibeamten aufzufor-
dern,die Versammlung zuverlassen. DerartigeVorkommnisse
sollten in Zukunft aber nicht geduldet werden.

Zu der Frage, ob die Aufsichtsbehördeberechtigt war,den
Mitgliedern die Teilnahme an der Generalversammlung zu
verbieten,führte Gress aus, daß es überhaupt keinenParagra-

19 Ebd., Nr. 2.

20 Ebd.,Bericht des anwesendenPoli-
zeibeamten.
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phen imGesetz gäbe, der dem Landrat ein Recht hierzu ver-
leihe. Gegen diesen rechtswidrigen Angriff des Landrats in
Cismar müßten die Krankenkassenmitglieder sich energisch
wehren und ihre Vertreter beauftragen, dafür zu sorgen, daß
eine neue Generalversammlung einberufen werde, die den
Beschluß zufassenhabe,daß auchMitglieder,dienicht Vertre-
ter seien,an der Generalversammlung teilnehmen dürften. Es
wurde weiter beschlossen,sollte dieses Vorhaben nicht gelin-
gen, daß alle Mitglieder aufgefordert werden sollten, bei der
nächstenVertreterwahl, dieimHerbst des Jahres 1908 stattfin-
denwerde, auf demPostenzuseinhätten,umdafür zusorgen,
daß dem Arbeiter genehme Vertreter gewählt würden, die
somit eine Satzungsänderung herbeiführen könnten.Aus der
Versammlung heraus wurde noch folgende Resolution einge-
bracht:

„Die heutige öffentliche Versammlung der Arbeiterschaft
Neustadts protestiert aufdas Entschiedenstegegen jeden unbe-
rechtigten Eingriff der Behördenin das ohnehin schonverküm-
merte Rechtder Selbstverwaltung derKrankenkassen. Die Ver-
sammlung hält es im Interesse der Versicherten für durchaus
notwendig, daß dieKassenorgane jeden unberechtigtenEingriff
und jeden Versuchder Behörden,die Aufsichtsbefugnisse aus-
zudehnen, energisch zurückweisen müssen. Sie betrachtet die
Erhaltung und Erweiterung des Selbstverwaltungsrechts der
Krankenkassen als ein Stück Befreiungskampf der Arbeiter-
schaft. Die Versammlung bedauert deshalb aufdasLebhafteste,
daß der VorstandunddieMehrheit der Generalversammlungs-
vertreter der Ortskrankenkasse inNeustadt die unberechtigten
Eingriffe des Landrats in Cismar nicht energisch zurückgewie-
senhabenund erwartet vonden Versicherten, daß sie beikünfti-
genNeuwahlen dafür sorgen werden, solchePersonenzu wäh-
len, die gegen derartige Maßnahmen der Behörden energisch
Front machen.

"21

Diese Resolution wurde einstimmig angenommen. Außer-
dem setzte der Ortsverein Neustadt eine Kommission ein, die
sich mit den benötigten Änderungen des Statusder Ortskran-
kenkasse Neustadt zu befassen hatte, um den Mitgliedern
Änderungsvorschläge zuunterbreiten.22

Die Antwort der Aufsichtsbehördeauf dieProtestversamm-
lung ließ nicht lange auf sich warten. Mit Beschluß vom
30.Dezember 1907 teilte diese mit, daß die Wahl desKolpor-
teurs August Meyer indenVorstand der Ortskrankenkasse für
ungültig erklärt worden sei.23

Um aber wieder zu einem gedeihlichen Zusammenwirken
der Selbstverwaltungsorgane zu gelangen, wurde, nachdem
die Legislaturperiode abgelaufen war undneueMänner in die
Vertreterversammlung gewählt worden waren, die alte
Satzung geändert. Dem §25 wurde hinzugefügt: „Mitglieder,
welche nicht Vertreter sind, dürfen als Gäste den Generalver-
sammlungen beiwohnen, dürfen sich abernichtanden Abstim-
mungen sowie an den Diskussionen beteiligen."Diese Ände-
rung wurdezähneknirschendvonder Aufsichtsbehördegeneh-
migt, dahierüber eineinstimmigerBeschluß vorlag. Gleichzei-

21 Ebd. Begründet durch August Mey-
er, Vorsitzender des Zentralvereins
für den 9. Schleswig-Holsteinischen
Reichstagswahlkreis.
22 Ebd. sowie VZ vom 21. Dezember
1907, Nr.299.
23 Ebd. Mit welchenhartenBandagen
inNeustadtumdieBesetzungderVor-
standssitze gekämpft wurde,verdeut-
licht am besten die Einladung zur gro-
ßen öffentlichen Volksversammlung
für Donnerstag, den 9.Januar 1908.
UnterPunkt 2derTagesordnung wur-
de aufgeführt:
„Hat der Vorstand der Ortskranken-
kasse hierselbstbisher die Statutenge-
kannt?"
Als Begründung wurdeangegeben:
„Der zweitePunkt der Tagesordnung
ist deshalb für sämtliche Mitglieder
männlich sowohl wie weibliche Ar-
beitnehmer, von Wichtigkeit, weil in
nächster Zeit wiedereine Generalver-
sammlung stattfinden muß, um die
Wahl eines Vorstandsmitgliedes vor-
zunehmen. Die Wahl des Kolporteurs
A. Meyer ist auf Beschluß der Auf-
sichtsbehördevom30. Dezember1907
aufgrund des§ 45 Abs.1 desKranken-
versicherungsgesetzes und nach §39
des Kassenstatuts für ungültig erklärt
worden.Da dies nicht das erste Mal
ist, daß gegen diese Paragraphen ver-
stoßen ist, fragt man sich jetzt: „Was
ist los, ist etwas faul im Staate Däne-
mark?"DieMitglieder,undbesonders
die Vertreter, müssen sich klar dar-
über werden,was sie inder betreffen-
den Generalversammlung zu tun ha-
ben." Dieses bei der VZ in Kiel ge-
druckte Flugblatt wurde vonden So-
zialdemokratenin alle Haushalte ge-
tragen.
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tig wurden in dieser Sitzung nocheinige weitere Änderungen
der Satzung beschlossen. Der Weg war damit freigeworden.
Zusammenmit dem Tischler C.Strohbehn rückte der Kolpor-
teur August Meyer indenVorstandder Ortskrankenkasse ein.
Sie solltendiesePosition bisEnde1913innehaben.DieGröße
und Leistungsstärke der Ortskrankenkasse Neustadt mögen
folgende Zahlen für die Jahre 1908bis 1911verdeutlichen:

OrtskrankenkasseNeustadt
Die durchschnittlicheMitgliederzahlbetrug

männlich weiblich zusammen
im Jahre 1908 781 128 909
im Jahre 1909 814 131 945
im Jahre 1910 769 148 917
im Jahre 1911 786 151 937

Es betrugen die 1908 1909 1910 1911
Erkrankungsfälle
der männl. Mitglieder 198 234 242 257
der weibl. Mitglieder 32 39 44 35
Krankheitstage
der männl. Mitglieder 3487 5354 4974 4692
der weibl. Mitglieder 860 1023 1072 1056
Sterbefälle
der männl. Mitglieder 4 10 11 9
der weibl. Mitglieder 115-

Nachdemdie Ortskrankenkasse zum 1.Januar 1914 ineine
„Allgemeine Ortskrankenkasse" umgewandelt worden war,
was eine Vergrößerung ihrer Mitgliederzahlen nach sich zog,
setzte sich der neue Vorstand wie folgt zusammen:
a. Arbeitgeber
Vorstandsmitglieder: Ersatzmänner:
1. J.H.Dose, 1. KarlSchmidt,
Tiefbauunternehmer. Klempnermeister.
2. J.Ehlers, 2. Wilh.Hörn,
Buchdruckereibesitzer. Tischlerei.
3. J.Ehrich, 3. W. Schurbohm,
Zimmermeister. Zimmermeister.
b. Versicherte
Vorstandsmitglieder: Ersatzmänner:
1. R.Knoop, Arbeiter. 1. H.Neutmann, Lagerhalter.
2. E.Langtim, Arbeiter. 2. C.Tretow, Arbeiter.
3. W.Puls, Maurer. 3. A.Kuhrdt, Arbeiter.
4. H.Rosburg, Arbeiter. 4. W. Ahlers, Arbeiter.
5. C.Strohbehn,Tischler. 5. K.Wehrend, Arbeiter.
6. A.Vahlendieck,Arbeiter. 6. C.Garber, Arbeiter.24

Erstmalig waren alle Vorstandsmitglieder auf der Versicher-
tenseite Sozialdemokraten und bewährte örtliche Gewerk-
schaftsfunktionäre. Bei diesen Wahlen entstanden keine
Schwierigkeiten. Anders hingegen sah es bei der ebenfalls am
1.Januar 1914neugegründeten Ortskrankenkasse desKreises

24 Siehe auch LAS Abt.320 Nr.406,
Oldenburg.
Ortskrankenkasse Neustadt in Hol-
stein1905-1909:
nicht vollständig
VorstandderAOKNeustadt

gewählt am
1. J. Ehlers, Buchdruckereibesitzer,
Vors. 28. 11.1909
2. J.H.Dose,Tiefbauunternehmer

23. 11. 1908
3. HugoPrüß, Maurermeister

23.11. 1908
4. RudolfKnoop,Arbeiter

28.11. 1909
ausgeschieden am27.2. 1910,

dafür gewählt:
N4. August Vahlendieck, Pantoffel-
macher,Schriftf. 27. 2.1910
5. August Meyer,Kolporteur

28.11. 1909
6. CarlStrohbehn,Arbeiter

28. 11. 1909
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Oldenburg aus. Dort lagen für die Wahl drei Wahlvorschläge
vor,nämlich der vom Versicherungsamt aufgestellte Wahlvor-
schlag Nr.1, der von einigen Heiligenhafener Kassenmitglie-
dernaufgestellte WahlvorschlagNr.2und der vomLagerhalter
Schönfeld des sozialdemokratischen KielerKonsumvereins in
Burga.F. mit 29 weiteren Versicherten aufgestellte Wahlvor-
schlagNr.3. Während vom Versicherungsamt versucht wurde,
einen ihr genehmen Vorstand bzw. eine Vertreterversamm-
lungbei der neuen Kasse zubekommen, widersetzten sich die
Sozialdemokraten diesem Vorschlag energisch. Es wurde ver-
sucht,die Ausschüsse der Krankenkassen,soweit sie vonSeiten
derVersicherten zubesetzen waren,unter denentscheidenden
Einfluß der Sozialdemokratie zu stellen. Allerdings hatte die
sozialdemokratische Liste einengroßen Nachteil, denn über-
wiegend waren aufdenersten sicherenPlätzen nur Fehmarner
vertreten. Ferner setzte sich die Liste zum großen Teil aus
Arbeitnehmern des Baugewerbes zusammen. Die übrigen
Handwerksbetriebe waren nur vereinzelt vertreten, Handels-
und Verkehrsgewerbe fehlten überhaupt. 23 Am 20.Oktober
1913 fand die Wahl für die neuen Organe statt. Es wurden
insgesamt 120gültige Stimmen abgegeben. Davonentfielenauf
den Vorschlag Nr.1 des Aufsichtsamtes 43, Vorschlag Nr.2
erhielt keine und die sozialdemokratischeListe Nr.3 77 Stim-
men. Bei der Gruppe der Arbeitgeber brauchte keine Wahl
stattzufinden, da hier nur die vom Aufsichtsamt vorgeschla-
gene Liste vorlag.26

Mit dieser Wahl solltendie Querelenmit dem Aufsichtsamt
abernoch nicht ihr Ende finden. Gegen dievon LandratSprin-
ger, Cismar, willkürlich vorgenommene Aufteilung der Vor-
standsposten liefen die Arbeitnehmer Sturm. Obgleich die
sozialdemokratische Liste Nr.3 bei der durchgeführten Wahl
77 Stimmen erhalten hatte,sah der Vorschlag des Landrates
vor, denSozialdemokraten nur 2 Vorstandssitzezuzubilligen,
während der Wahlvorschlag des Aufsichtsamtesmit seinen 43
abgegebenen Stimmen die restlichen 4 Vorstandssitze der
Arbeitnehmerseite erhaltensollte.BeiderBesetzung derStell-
vertreter sollten die Sozialdemokraten noch schlechter
abschneiden. Wie unwohl selbst den bürgerlichen Versicher-
tenvertretern bei der Vorstandswahl war, verdeutlicht am
besten das Abstimmungsergebnis der ersten Sitzung vom
30.Dezember1913.Indieser Sitzungging es umdie endgültige
Vorstandsbesetzung auf der Versichertenseite.27

Vonden5 abgegebenen gültigen Stimmen (eine Stimme war
ungültig) entfielenauf den WahlvorschlagNr.1(Aufsichtsamt)
zweiundaufdenWahlvorschlag Nr.3(Sozialdemokraten) drei
Stimmen. Trotz dieses Wahlergebnisses wurde der Vorstand
aufder Versichertenseitesobesetzt, wie es derLandrat (sprich
das Aufsichtsamt) wollte.28

Unter Einschaltung des Oberversicherungsamtes gelang es,
nach fast einem halben Jahr bei der Vorstandsbesetzung eine
alle Seiten befriedigende Lösungzu finden.

In der ersten Sitzung des endlich arbeitsfähigen Vorstandes
wurdender Arbeitgebervertreter, KaufmannKruse,zum Vor-

25 LAS Abt.320 Oldenburg Nr.5
Kreisausschuß.
Lt. dem in dieser Akte vorhandenen
Protokoll wurdeinder Sitzung desOl-
denburger Kreistages vom 24. Januar
1913 unter Tagesordnungspunkt 9
nach langer strittiger Diskussion mit
16 gegen 5 Stimmen beschlossen, lt.
Vorlagedes Kreisausschusses für den
Kreis Oldenburg eine Land- und eine
Allgemeine Ortskrankenkasse zu er-
richten. In dieser ab dem 1.Januar
1914 neuzuerrichtendenAOK Olden-
burg würden diebisher selbständigen
Ortskrankenkassen Burg a.F..Heili-
genhafen und Oldenburg aufgehen.
Die Allgemeine Ortskrankenkassefür
den Stadtbezirk Neustadt in Holstein
bliebweiterhinals selbständige Kasse
bestehen. Sie wurde erst aufgrund der
10. Verordnung zum Aufbau der So-
zialversicherung durch einenendgülti-
gen Beschluß des Oberversicherungs-
amtes in Schleswigmit Wirkung vom
1.Januar 1936 aufgelöstund mit der
Kreiskrankenkasse desKreises Olden-
burg vereinigt. S.a. Amtliche Be-
kanntmachung im Neustädter Tage-
blatt vom1.Januar 1936.
Bis zur AuflösungderAOKNeustadt
sollte sich diese beachtlichentwickeln.
Lt.Jahrbuch desLandesverbandesder
Ortskrankenkassen Norden, Ham-
burg 1927, zählte die AOK Neustadt
im Jahresdurchschnitt 1926 = 1715
(1251m, 464w) Mitglieder, abge-
drucktaufS. 34/35.
Die inzwischen von der AOK Olden-
burg zur Kreiskrankenkasse desKrei-
ses Oldenburg i.H. umfunktionierte
Kasse hatte dagegen im Jahresdurch-
schnitt 1926 =12560 (8704m, 3856w)
Mitglieder, abgedrucktauf S. 36.
Siehe auch die Bekanntgabe der 3 Li-
sten sowie den ausführlichen Kom-
mentar im Neustädter Wochenblatt
vom18.Oktober1913.
S. a. die verschiedensten amtlichen
Veröffentlichungen im Kreisblatt für
den Kreis Oldenburg, Jg. 1913 vom
29. August 1913, S. 237-242, vom
9.Oktober 1913, S. 285-289 sowie
vom29. Oktober 1913, S. 303-305.
26 Ebd.,Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses der neuzubildenden AOK des
Kreises Oldenburg vom30.November
1913.
27 Siehe auch Ostholsteiner Zeitung
vom 8.Januar 1914, Kommentar und
Bekanntgabe des Wahlergebnisses.
28 Ebd. Lt. abgedrucktem Vorschlag
desVersicherungsamtes sollte sich der
Vorstand auf Arbeitgeber- und Versi-
chertenseite wie folgt zusammen-
setzen:
Gruppe derArbeitgeber:
Wilhelm Kruse. Kaufmann, Olden-
burg
Otto Neuwohner, Ziegeleibesitzer.
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sitzenden, der Arbeitnehmervertreter, Former Schattaver,
Oldenburg, von der sozialdemokratischen Liste zum stellver-
tretenden Vorsitzenden der Ortskrankenkasse für den Kreis
Oldenburg/H, gewählt.29

Als weiteren ständig strittigen Punkt zwischen Obrigkeit
einerseits und Partei und Gewerkschaften andererseits konn-
ten die seit 1904 auch inNeustadt als einziger Stadt imLand-
kreis Oldenburg abgehaltenen Maiveranstaltungen angesehen
werden. 1905 bis 1907 wurde sich damit beholfen, daß diese
Veranstaltungen als Vor- bzw. Saalveranstaltungen stattfan-
den.30 1908 wurdevom SPD-OrtsvereinbeiderPolizeibehörde
umdieErlaubnisnachgesucht,inderStadteinenUmzugabhal-
ten zu dürfen. Das wurde von der Polizeiverwaltung nicht
gestattet. Darauf entschloß sich der Ortsverein zueinem Aus-
flug nach Eutin, um mit dem dortigen sozialdemokratischen
Ortsverein gemeinsam die Maifeier zu begehen. Ein Teil des
Vereins begab sich dann am 1.Mai morgens nach Eutin und
kehrte abends, um 17.18Uhr, mit dem Zug nach Neustadt
zurück. Vom Bahnhof begab sich die ca. 25 Mann starke
Gruppe, auf dem rechten Bürgersteig gehend, die Brücken-
straße hinauf über denMarkt entlang der Kremper Straße zum
Kolosseum. Einer aus dieser Gruppe trug an einer kleinen
Stange ein Schild mit der Aufschrift: „Sozialdemokratischer
Ortsverein Neustadt".In dieser Haltung erblickte die Polizei-
behördeeinen öffentlichenAufzug und veranlaßte dieBestra-
fung eines Teiles der Beteiligten. Wegen Vergehens gegen die
Verordnung vom 11.März 1850bekamen sieben der Beteilig-
ten, unter ihnen als Hauptbeschuldigter August Vahlendieck,
ein Strafmandat über 5,-RM, ersatzweise 1 Tag Haft, zuge-
stellt. Gegen diesesStrafmandat wurde Widerspruch eingelegt
und eine gerichtliche Entscheidung beantragt. Am 12. Juni
wurde vor dem Neustädter Amtsgericht darüber verhandelt.
BeiderVernehmung sagtenalle Zeugen übereinstimmend aus,
daß sie einenAnstoß undeine Verkehrsstörungindieser Ver-
haltensweise nicht erblickt hätten, da sich die Gruppe ruhig,
ohne eine schnelle Gangart einzuschlagen, inTrupps von zwei
bis vier Personen zusammen gehend bewegt hätte.Der in der
Verhandlungebenfalls als Zuhöreranwesende Vorsitzendedes
Zentralvereins, August Meyer, wurdezur Aussagehinzugezo-
gen. Er erklärte, daß er sich auch unter der besagten Gruppe
befunden habe. AlleTeilnehmerseienohnebesondere Absich-
ten durch die Stadt gegangen. Das Schild sei inEutin angefer-
tigt und als Eigentum des Vereins zu betrachten. Es sei auch
nicht ständighochgehalten worden,sondernderTrägerhabe es
auch über dieSchulter hängend oderunter demArm getragen.
EinenAnführer habe es nichtgegeben. Jedersei gegangen,wo
Platz auf dem Bürgersteig vorhanden gewesen sei. Auch der
Träger des Schildes sei, wenn auch meistens, so doch nicht
ständig vorangegangen. Grund des gemeinsamen Marsches
durchdie Stadtsei gewesen,daß dieGruppeimKolosseumsich
habe fotografieren lassen wollen. August Meyer wies in seinen
Ausführungen besonders daraufhin,daß er, so z.B.amBahn-
hof und an der Post, die Beteiligten darauf aufmerksam

Burg a.F.
Adolf Stengel, Maschinenfabrikant,
Oldenburg i. H.
Gruppe der Versicherten:
Karl Schönfeldt, Lagerhalter, Burg
a.F.
Ferdinand Bünz, Handlungsgehilfe,
Oldenburg i.H.
Eduard Schattaver, Werkführer, Ol-
denburg i. H.
Willy Langnickel, Bürovorsteher,
Cismar
Max Kluge, Tischler,Heiligenhafen
FritzRocksien, Werkmeister,Göhl
Siehe auch VZ vom 3.Januar 1914
Nr.2
Abgedruckter Bericht über die erste
Vertreterausschußsitzung der neuen
Ortskrankenkasse Oldenburg. Außer-
dem wurdein diesem Berichtauf die
Unstimmigkeiten Bezug genommen,
wiebei zweiListenauf Arbeitnehmer-
seite zusammengesetzt werden sollte.
Als Mindestforderung wurde eine
Teilung derSitze verlangt.Dieses soll-
te auch nach längeren Streitigkeiten
geschehen.
25 Siehe auch Ostholsteiner Zeitung
vom 4. April 1914.
Beider am2. April1914 stattgefunde-
nen Wahl des Vorstandes der AOK
desKreises Oldenburgwurdenendlich
einstimmig gewählt:
Kaufmann Kruse zum Vorsitzenden,
Werkmeister/Former Schattaver zum
Stellvertreter, Ziegeleibesitzer Neu-
wohner zum Schriftführer, Lagerhal-
ter SchönfeldtzumStellvertreter.
S.a. VZ vom6. April 1914.
311 Sieheauch Berichte der Neustädter
Polizeiverwaltung der Jahre 1904 bis
1907 in Abt.B Fach111 Nr.1-3 Ver-
eins- und Versammlungswesen im
Stadtarchiv Neustadt.
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gemacht habe,daß einUmzugvon derPolizeiverbotenseiund
jeder sich ruhigverhalten müsse, wasauchgeschehen sei. Eine
Demonstration sei vonniemandem geplant worden.

Vom Amtsanwalt wurde die Handlung als harmlos hinge-
stellt. Er hielt eine Demonstration im politischen Sinne für
nicht nachgewiesen und beantragte dieFreisprechung für alle
Angeklagten. Trotz positiver Beurteilung konnte sich das
Gericht nichtdazudurchringen,diesieben Angeklagten freizu-
sprechen. Alle wurdenzu je3,-RM Geldstrafe,ersatzweise 1
Tag Haft,und Tragen der entstandenenKosten verurteilt.31

Diesererstmals an diebreite Öffentlichkeit getragene1.Mai
1908sollte für seineBeteiligten noch weitereFolgen nach sich
ziehen.Nicht nur,daß das abends imKolosseumbeabsichtigte
Maivergnügen ausfallen mußte, auch wurden aufgrund der
Teilnahme an der Maiveranstaltung in Neustadt erstmals von
denArbeitgebern Entlassungen vorgenommen. Über das aus-
gefallene Maivergnügen ist u.a. in der Schleswig-Holsteini-
schen Volkszeitung folgendes nachzulesen:

„DerHerr Landrat war inhöchsteigenerPerson nachmittags
nach Neustadt gekommen, jedenfalls um zu verhindern, daß
unser liebes Ostseebadnicht vondenRotenaufdenKopfgestellt
werde. DiePolizeisuchtenun einanderesMittel, umunser Fest
zu hintertreiben. Als dieFeiernden, 20Genossen aus Neustadt
und 4 aus Grömitz,von Eutinzurückkamen, war der Polizei-
wachtmeisterbereits im,Kolosseum'und teilte dem Wirt mit, er
sei beauftragt, das Vergnügen zu verbieten. Sollte es trotzdem
abgehalten werden, würde zwar keine Gewalt angewendet wer-
den, aber der Wirt laufe Gefahr, daß ihmdieKonzession entzo-
gen werde. Der Wirt ließ sich aus Furcht um seine Existenz
einschüchtern und weigerte sich, das Vergnügen abhalten zu
lassen. Somußten denn die Teilnehmer, die vonallen Seiten in
großen Scharen herbeigeströmtkamen, wieder umkehren.

"32

Dem Vorgehen der Neustädter Polizeibehörde schlössen
sich erstmals aucheinige NeustädterHandwerksmeister an. So
wurdebeim Tischlermeister SchlöpkeeinGesellesofort wegen
seiner Teilnahme an der Maifeier in Eutin entlassen. Der
DrechslermeisterHoga legte seinen beidenGesellenam 2. Mai
einSchriftstück vor, wonachdiesesich durch Unterschrift ver-
pflichten sollten,denSchadenzuersetzen,der ihmdurch ihre
Arbeitsruhe am l.Mai entstanden war. Den Schaden bzw.
entgangenenGewinn bezifferte er auf40,-RM.Fünf Maurer,
die beimMaurermeister und Stadtverordnetenvorsteher Prüß
inArbeitstanden,solltenwegenderMaifeieram2. Maimit der
Arbeit aussetzen.Diese zogen es aber vor, ihrArbeitsverhält-
niszulösenund abzureisen. ZweiGesellendesMaurermeisters
Struck durften zwar am 2.Mai noch arbeiten, wurden aber
abends ebenfalls wegenTeilnahme am Maiumzugentlassen.

Aus den Erfahrungen des Jahres 1908 zogen Partei und
Gewerkschaften ihre Lehren.

1909wurdedie Maiveranstaltung imKolosseum abgehalten.
Außerdem wurde beschlossen, zusammen mit dem Lübecker
Fabrikarbeiterverband einSommervergnügen zuveranstalten,
welches als großer Erfolggewertet werdenkonnte.33Rosigwar

31 Ebd. sowie Neustädter Wochen-
blatt vom12. Juni 1908.
Dort wurdein einer sehr detaillierten
Berichterstattung über die Verhand-
lung vordem Neustädter Amtsgericht
sehr eingehendüber die Vorgänge am
l.Mai1908 berichtet.

32 Ebd. sowie Bericht in der VZ vom
6.Mai 1908.Nr.104.

33 Ebd
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die wirtschaftliche Lage Neustadtsund seiner Umgebung kei-
neswegs. So streiktenEnde Mai1909die Zimmererder Stadt.
Sie forderten eineErhöhungdes Stundenlohnes um 5Pfg. von
43 auf 48Pfg. Diese Forderung wurde auch von den hiesigen
Maurern gestellt. Hier aber kam es nicht zum Streik,da Mei-
ster und Gesellensich darauf einigten,daß eineErhöhungdes
Stundenlohnesum 2Pfg. und ab 1.Januar 1910 eine weitere
Erhöhungum 3Pfg. vorgenommen werden sollte.34

Am 8. April 1910 bat EduardLangtim als Schriftführer des
sozialdemokratischen Zentralvereins im 9. Reichstagswahl-
kreis beim Magistrat um Erlaubnis, daß die Stadt den städti-
schen Spielplatz am Sandberger Weg der SPD zur Verfügung
stellen möge, umhier unter freiem Himmel zum 1.Mai eine
Veranstaltung durchführen zu können. Außerdem sollte ein
Umzug stattfinden. Nach einiger Herauszögerung lehnte der
Magistrat diesen Antrag der SPD unter Angabe fadenscheini-
ger Gründe ab. Zwar wurde auf diesem Platz zur Erntezeit
Korn gedroschen, Sozialdemokraten sollten ihn aber nicht
benutzen dürfen. 33 Der Zeitpunkt der Ablehnung durch den
Magistrat konntenichtgerade als glücklich bezeichnet werden.
Unruhe herrschte unter der Arbeitnehmerschaft. Es war die
Zeit des großen Bauarbeiterstreiks.

Nachdem imJahre 1908 abgeschlossenen Tarifvertrag, des-
senLaufzeit am 31.März1910 endete,solltenauf Reichsebene
vier Monate vor Ablauf der alten Verträge neue Verhandlun-
genbeginnen.36

Zu diesem Zweck hatten die freien Gewerkschaften der
Maurerund Bauhilfsarbeitermit demchristlichen Verband der
Bauarbeiter eingemeinsames taktischesVorgehen vereinbart.
Der Zentralverband der Zimmerer wollte selbständig gegen
die Tarifvertragsänderungsforderungen des Arbeitgeberver-
bandes vorgehen. Die Vorschläge der Gewerkschaften umfaß-
ten Streichung des bisherigen Akkordparagraphen, früheren
Arbeitsschluß an Samstagen und vor gesetzlichen Feiertagen,
Ausschluß vonSympathiestreiks und -aussperrungen während
der Vertragsdauer und Schutz der organisierten Arbeiter vor
Maßregelungen. Die Arbeitgeber forderten demgegenüber ein
Verbot jedes hindernden Einflusses auf die Akkordarbeit,
beliebige Festsetzung vonÜberstunden durch denArbeitgeber
imWinter, ZulassungvonDurchschnitts-undStaffellöhnenfür
„geübte", „gelernte, tüchtige" Arbeiter an Stelle der bisheri-
genMindestlöhne,den Vorsitz indenSchlichtungskommissio-
nen für einenArbeitgeber, Verbot der Agitation aufden Bau-
stellenauch während der Pausen(z.B.Kontrolle der Beitrags-
zahlung), Anerkennung der Arbeitgeber-Arbeitsnachweise,
Verzicht auf jede Arbeitszeitverkürzung unter zehn Stunden
sowie Abschluß der Verträge auf fünf Jahre.Diese Forderun-
genbedeuteten einen Angriff auf das Tarifvertragssystem. Da
die Feststellung, wer ein „tüchtiger" Bauarbeiter war, allein
dem Arbeitgeber vorbehalten war, wärendie im Tarifvertrag
vereinbarten Löhnepraktisch ohne Bedeutung gewesen.37

Die beiden wichtigsten Ziele des Arbeitgeberverbandes
bestanden im Abschluß eines Reichstarifvertrages und dem

14 Verschiedene Berichte über die
Streiksituation im Kreise Oldenburg,
abgedruckt in den Neustädter Wo-
chenblättern sowie
LAS Abt.320 Nr.465 Verfahrenswei-
sen bei vorkommenden Streiks im
Kreise Oldenburg1885 bis 1920.

35 Stadtarchiv Neustadt Abt.B
Fach111Nr.2.

36 Siehe auch Untersuchungen über
Gruppen und Verbände, Band9:
Dr. Karl-GustavWerner. 1969, Orga-
nisation undPolitik der Gewerkschaf-
ten und Arbeitgeberverbände in der
deutschen Bauwirtschaft. Seite 70 fol-
gende.
37 Ebd
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einheitlichen Ablauftermin der aufgrund dieses Rahmentarif-
vertrages abzuschließenden lokalen und regionalen Tarifver-
träge. Mit der Drohung einer Aussperrung über das gesamte
Reichsgebiet sollten den Gewerkschaften die Möglichkeiten
entzogen werden, zeitweise an einem Ort ihre gesamteMacht
einsetzen zukönnen,während inanderenOrten denArbeitge-
berverbänden die Hände durch bestehende Tarifverträge
gebunden waren.

Erste Verhandlungen über einen neuen Tarif fanden im
November 1909 statt, die jedoch zukeinem Ergebnis führten.

Nach dem ergebnislosen Abbruch der Verhandlungen
beschlossen die GewerkschaftenmitRücksicht aufdieöffentli-
che Meinung, keinerlei Forderungen, insbesondere in der
Lohnfrage,zustellenund lediglich dieeinseitigen Forderungen
des Arbeitgeberverbandes zurückzuweisen. Mit dieser Hal-
tung fanden die Gewerkschaften in der bürgerlichen Presse
volle Unterstützung.

Bei den folgenden Tarifvertragsverhandlungen am 9. und
10.März 1910 machten die Arbeitgeber erste Konzessionen,
hielten jedoch ihre Forderungen nach der Ausschaltung der
örtlichen Organisationen bei der Tarifvertragsregelung, nach
demunparitätischen Arbeitsnachweis der Arbeitgeberundder
Anerkennung des Akkordparagraphen fest. Erneut mußten
die Verhandlungen ergebnislos abgebrochen werden. Die
Gewerkschaften richtetensich aufdiekommende Aussperrung
ein undbeschlossen Sonderbeiträge für denStreikfonds sowie
eine Verlängerung der Wartezeit für Streikunterstützung von
drei auf 14 Tage.

Nach einem mißglückten Vermittlungsversuch des Reichs-
amtes des Inneren beschlossen die Arbeitgeber, ab 15.April
1910 reichsweit mit der Aussperrung zu beginnen. Der Aus-
sperrungsbeschluß wurde von den Arbeitgebern nur teilweise
befolgt. InHamburg,Bremenund Berlinwurde voll weiterge-
arbeitet. DerBerliner Verbandder Arbeitgeber gewährte dar-
über hinaussogar eineLohnerhöhung.Ebenso wurde invielen
kleineren Orten weitergearbeitet. Neustadt sollte aber leider
nicht zudiesen Orten gehören. Ca. die Hälfte der Neustädter
Maurer und Zimmerer streikte. Der Rest war von denUnter-
nehmern ausgesperrt worden.

Die vier beteiligten Gewerkschaften - christlicheund freie
auch hier gemeinsam - verbreiteten sofort eine „Denkschrift
über die Tarifbewegung im deutschenBaugewerbe", dieanalle
Mitglieder der deutschen Parlamente, an sämtliche Regierun-
gen, Städte, Verwaltungsbehördenund die Zeitungsredaktio-
nenversandt wurdeundeine sachliche Darstellungderbisheri-
gen Tarifvertragsverhandlungen enthielt. Den Gewerkschaf-
tenkamdie äußerst ungeschickte, aber wahrheitsgetreue Aus-
sage des Vertreters der nordwestdeutschen Interessengemein-
schaft Carl Fritz in der Unternehmerversammlung inDüssel-
dorf sehr zu Hilfe, in der Fritz zugab, den Vermittlungsvor-
schlag des Staatssekretärsdes InnernDelbrück vorsätzlichzum
Scheitern gebracht zu haben, um die Aussperrung zu er-
zwingen.

38 Ebd.
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Die Aussperrung nahm währenddessenihrenFortgang. Ins-
gesamt wurdennach Angaben derbeteiligten Gewerkschaften
161336 Bauarbeiter ausgesperrt, während der Arbeitgeber-
bund für den 15. April 186000 und für den 18.April 197164
angab.Dieamtliche Statistik veröffentlichtealsHöchstzahlder
Ausgesperrten 173400. Der Arbeitgeberbund versuchte die
Aussperrung insbesondere durch Materialsperren an aussper-
rungsmüde Arbeitgeber aufrechtzuerhalten. Von550örtlichen
Arbeitgeberverbänden hattenbei Beginn desKampfes 78 Ver-
bände mit Baustoffhändlerorganisationen Verträge abge-
schlossen, die eineBaustofflieferung vonder Zustimmung des
Bauarbeitgeberverbandes abhängig machten. Eine vollstän-
dige Materialsperre mußte an der mangelhaften Organisation
der Baustoffhändler scheitern. Der Arbeitgeberbund klagte
zudem, daß aus den Verhandlungen mit den Händlervereini-
gungen zu ersehensei, „daß der Gedanke der Solidarität aller
Arbeitgeber vonseiner Verwirklichung noch weit entfernt ist".

Durch Vermittlung des Reichsamtes des Inneren einigten
sich Arbeitgeber und Gewerkschaften auf eine unabhängige
Schiedskommission. Diese schlugden beteiligten Organisatio-
nen einen in einen Hauptvertrag (Reichstarifvertrag) und ein
Vertragsmuster für örtliche Tarifverträge gekleideten Kom-
promiß vor. Der Hauptvertrag war zwischen den Zentralorga-
nisationen abzuschließen und stelltederen Verantwortlichkeit
für die Durchführung der örtlichenVerträge fest und regelte
die wichtigsten Streitfragen wie Arbeitszeit, Lohnform,
Akkordarbeit,Maßregelung, Schiedsgerichtsbarkeit und Ver-
tragsdauer. Die Arbeitszeit wurde auf zehn Stundenbegrenzt,
die bisherige Lohnform des Tarifvertragslohnes als Mindest-
lohnbeibehalten, die Akkordarbeit vonder örtlichenEinigung
zwischen Arbeitern und Arbeitgebern abhängig gemacht,
Maßregelungen verboten und die von den Arbeitgebern
ursprünglich geforderte fünfjährige Laufzeit des Vertrages auf
dreiJahre festgesetzt. DieOrganisationen verzichtetenaufdie
Geltendmachung vermögensrechtlicher Ansprüche aus dem
Vertrage.

Bis zum 6. Juni 1910 sollten die beteiligten Verbände ihre
Zustimmung zu dem Vermittlungsvorschlag erklären. An die-
semTaghieltendie Gewerkschaftenund der Arbeitgeberbund
ihreGeneralversammlungen ab. ObwohlUnzufriedenheit bei
den Gewerkschaftsdelegierten der vier Verbände in der Dis-
kussion zutage trat,konnten die Vorsitzendengroße Mehrhei-
ten für die Annahme des Vermittlungsvorschlages erzielen.
Die Maurer undBauhilfsarbeiter gaben mit 348 gegen 8, die
Zimmerer mit 106 gegen 10 und die christlichen Bauarbeiter
mit 79 gegen 6Stimmen ihre Zustimmungserklärungenab.Die
GeneralversammlungdesArbeitgeberbundes erklärteeinstim-
mig ihr Einverständniszum Schiedsspruch mit derKlausel,daß
sie „in den von den Unparteiischen gemachten Vorschlägen
keine die Arbeitgeber vollständig befriedigende Lösung der
Tarifabschlußfrage" sehe. Die Arbeitgeber konnten aber auf
keine weitergehende Realisierung ihrer Forderungen hoffen.
DieGewerkschaftenhatten indernochandauerndenAussper-
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rung ihre gewaltigste finanzielleundorganisatorische Anstren-
gung während der Dauer des deutschen Kaiserreiches über-
haupt unternommen.Niemals zwischen 1871und1918 wurden
derartige Summen für Arbeitskämpfe wie1910imBaugewerbe
aufgebracht. Insgesamt erbrachten die beteiligten Gewerk-
schaften für die Aussperrung 8833142 Mio. RM. Von dieser
Summe wurden während des Arbeitskampfes durch Sonder-
beiträge undSammlungen 3665 761Mio. RM aufgebracht.39

In der organisierten Arbeiterschaft vor Ort war dieser
Schiedsspruch hingegensehr stark umstritten.NeustadtsMau-
rerund Zimmerer lehnten ihnmitMehrheit ab.40 Indergesam-
ten Provinz Schleswig-Holstein wurde er aber mit knapper
Zustimmung angenommen.

Die Lohnfrage, die aus den Tarifvertragsverhandlungen
zunächst ausgeklammert worden war, wurde durch ein
Schiedsgericht am 14. bis 16.Juni 1910 inBerlin entschieden.
Esbestandaus dreiUnparteiischen und je 4 Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertretern. Das Schiedsgericht stand vor der
kaum lösbarenAufgabe, die Löhnefür 500 Vertragsorte fest-
zulegen. Aus dieser Schwierigkeit heraus entschied man sich
zur ersten generellen Lohnfestsetzung im Baugewerbe. Ein-
heitlich wurden die bestehenden Löhne um sPfg. bzw. in
Orten unter 5000 Einwohnern um 4Pfg. erhöht.Neben der
generellen Festsetzung des10-Stunden-Tages wurde für einige
Großstädte die tägliche Arbeitszeit auf neuneinhalb Stunden
festgelegt. Als wichtigster Punkt wurde abschließend im
Schiedsspruchverkündet: „DieAussperrung imdeutschenBau-
gewerbe wird am 16.Juni aufgehoben."41

EinTeilder ausgesperrtenBauarbeiter wollte entgegenden
Verbandsbeschlüssen zunächst denKampf um bessere Ergeb-
nisse fortsetzen, jedoch konntendie Verbandsvorstände diese
Mitglieder von der Aussichtslosigkeit und Schädlichkeit sol-
cher wildenStreiks überzeugen. InKielundUmgebung wurde
die Arbeit am22.Juni1910wieder aufgenommen. InNeustadt
hingegen nahmen die Zimmerer, diese auch nur teilweise, ihre
Arbeit am 23. und die Maurer ihre Arbeit erst wieder am
25.Juni1910auf.42

in einer derartig gespanntenSituation wandte sich die SPD
an den Landrat, um eine Aufhebung des Verbots einer Mai-
feier zu erwirken. Mit Schreiben vom 23. April 1910 teilte
Landrat Springer, Cismar, dem Vorsitzenden des Zentralver-
eins, August Meyer, folgendesmit:

„IhreBeschwerdevomheutigen Tage über die dortige Polizei-
verwaltung wegen Versagung der Genehmigung eines öffentli-
chen Aufzuges am 1. Mai d.Js. durch bestimmte Straßen der
Stadt kann ich als begründet nicht anerkennen. Wie Sie in der
Beschwerdeschrift zutreffend hervorheben, darf nach § 7 des
Vereinsgesetzes vom 19.April 1908 - R.G.81. Sl5l - die
Genehmigungnur versagt werden, wenn aus der Veranstaltung
desAufzuges Gefahrfür die öffentlicheSicherheitzubefürchten
ist. Dieser Fall ist aber hier gegeben. Denn wie alle Maifeier-
kundgebungen der Sozialdemokratie stellt sich auch der
geplante Umzugals eineDemonstrationgegendie heutige staat-

"Ebd., gezahlte Streik- bzw. Aus-
sperrungsunterstützungdurch die ein-
zelnen Gewerkschaften
Maurerverband 5 201795
Bauhilfsarbeiterverband 1965383
Zimmererverband 1706833
Christlicher Bauarbeiterverband

763131
Fabrikarbeiterverband 196000

8833142
Von dieser Summe wurden während
desArbeitskampfes durchSonderbei-
träge und Sammlungen der General-
kommission aufgebracht:
Maurerverband 1970366
Bauhilfsarbeiterverband 461072
Zimmererverband 789912
ChristlicherBauarbeiterverband

211040
Generalkommission 1233371

3 665761
40 LAS Abt.320Nr.465 Oldenburg,
Mitteilung desNeustädterBürgermei-
sters Tauscher vom 15. April 1910 an
den Landrat. Dieser berichtete u.a.,
alle Bauarbeiter mit Ausnahme der
Poliere und Lehrlinge seien ausge-
sperrt.
Ebenfalls PolizeiverwaltungBurga.F.
Bürgermeister Lafrenz berichtete am
21. April 1910, daß vom 12. bis
15.März1910 alle organisiertenMau-
rer- und Zimmergesellen ausgesperrt
worden waren.
41 Siehe auch Dr. Karl-Gustav Wer-
ner, OrganisationundPolitik der Ge-
werkschaftenund Arbeitgeberverbän-
de in der deutschen Bauwirtschaft;
S. 81.
42 Siehe auch Berichte im Neustädter
Wochenblatt vom 19., 22., 23. und
24.Juni 1910 sowie im Lübecker
Volksboten vom 13. Mai 1910,
Nr.110.
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lieheund wirtschaftliche Ordnungdar, derartige Demonstratio-
nen aber werden, wie überall imKreisesoauch inNeustadt, von
allen der Sozialdemokratie abgeneigten Einwohnern mit
Unruhe, zum Teilsogarmit Erbitterung aufgenommen. Erwägt
man ferner, daß der gegenwärtig bestehende Kampf um die
Regelung des Arbeitsvertrages im Baugewerbe in Verbindung
mit der Aussperrung der gewerkschaftlich oder sozialdemokra-
tisch organisiertenBauhandwerker dieErregung inden Gemü-
tern der Arbeitgeber wie der Arbeitnehmer in hohem Maße
gesteigert hat, sorücken dieaus jenen Gegensätzensich ergeben-
den Zustände namentlichauch im Hinblick aufdieneuerdings
aus solchen Anlässen gesammelten tatsächlichen Erfahrungen
dieMöglichkeit von Ausschreitungen ineinesolche Nähe, daß
die Besorgnis von Gefahren für die öffentliche Sicherheit
gerechtfertigt ist. Die Polizeiverwaitung hat die Genehmigung
daher mitRecht abgelehnt. Die Heranziehung jener Erfahrun-
genbei der Beurteilung der Verhältnisse, wiesie inNeustadtzur
Zeit der Entscheidung über den Antrag aufGenehmigung des
Umzuges vorlagen, erscheint aber um so mehr geboten, als in
Neustadtalljährlich imFrühjahr zahlreichejüngere Arbeiteraus
den Großstädten der Provinz und des benachbarten Staatsge-
biets zuziehen, welche die unruhigen und zu Ausschreitungen
geneigten Elemente derEinwohnerschaft gerade in der hier in
Betracht kommenden Zeit in erheblichem Maße vermehren.
Waren die Tatsachen für sich allein schongeeignet, dieBesorg-
nis einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch den
geplanten Umzug zu rechtfertigen, sokommt noch hinzu, daß
die Person des Veranstalters des Umzuges durch ihr bisheriges
Verhalten jene Besorgnis nicht nur nicht zerstreuen konnte,
sondern sie noch erhöhenmußte. Denn der Beschwerdeführer
hat ausweislich der hier vorliegenden Akten im Jahre 1905 in
seinerEigenschaft alsVorsitzender derNeustädterZahlstelle des
Holzarbeiterverbandes eine öffentliche Tanzlustbarkeit veran-
staltet, obwohldiese vonder Polizeibehördeausdrücklich unter
der Androhung der Verhinderung durch unmittelbaren Zwang
für den Fall der Zuwiderhandlung verboten war, er hat sein
ungesetzliches Verhalten auch erstdann eingestellt, als diePoli-
zeibehörde mit der vorläufigen Festnahme der in erster Linie
beteiligten Personen vorzugehen drohte, unddamitgezeigt, daß
er ggf. auch vor Ausschreitungen nicht zurückschreckt. Hier-
nach hat diePolizeiverwaltung die Genehmigung des Aufzuges
mit Recht versagt.

"43

Da alle Beteiligten meinten, imRecht zu sein, wandte sich
August Meyer an den Regierungspräsidenten in Schleswig.
Der lehnte mit Entscheid vom 13.Mai 1910das Ansinnen der
Neustädter Sozialdemokraten ebenfalls ab. Eine Klage, die
daraufhin beim Königlich preußischen Oberverwaltungsge-
richt inBerlin-Charlottenburg anhängig gemacht wurde, wies
der ersteSenat am16.September 1910mit derBegründung ab,
die Klage sei verspätet eingereicht worden.44

Da die Zeit drängte und der l.Mai immer näher rückte,
wurde mit dem Gastwirt Theodor Lange eine Vereinbarung
getroffen, wonachdieVeranstaltung aufseiner Koppelstattfin-

43 Siehe auch LAS Abt.309 Nr.12606
Maifeiern.
Dortbefindet sichdergesamte Akten-
vorgangnebst Klagen. Außerdem die
Abschrift des Landrates im Stadtar-
chivNeustadt,Abt.BFachlllNr.2.
44 Ebd.,Der Verwaltungsstreitder So-
zialdemokraten gegen die von der
Neustädter Polizeiverwaitungerlasse-
ne Verfügung vom22. April 1910 wei-
tete sich derart aus, nachdem auch
vomRegierungspräsidenteninSchles-
wig ein abschlägiger Bescheid einge-
gangen war, daß der Vorsitzendedes
Zentralvereinsfür den9.S.H.Reichs-
tagswahlkreis, August Meyer, am
10.Juni 1910 Klage gegen den Regie-
rungspräsidenten auf nachträgliche
Genehmigung erhob. Vertreten wur-
de dieKlage durch den Kieler Rechts-
anwalt Spiegel.
Die Klageabweisungdurch denersten
Senat des preußischen Oberverwal-
tungsgerichtes erfolgte am 16. Sep-
tember 1910. Eingegangen beim Re-
gierungspräsidenten in Schleswig am
27. September 1910 Az.IA 111 6835.
Da von Seiten Spiegels kein Wider-
spruch eingelegt wurde,wurdedas Ur-
teil mit Schreiben vom 22. Oktober
1910, Urteils-Nr. LA 9710, rechts-
kräftig. Siehe auch Mitteilung an den
Regierungspäsidenten in Schleswig.
Dasselbe Schauspiel sollte sich zwi-
schen den Sozialdemokratenund der
Neustädter Polizeiverwaltung bzw.
dem Landratsamt auch im Jahre 1911
wiederholen. Auch dort erfolgte eine
Beschwerde des Rechtsanwalts Spie-
gel über die Willkürmaßnahmen der
Polizeibehörde bzw. des Landrates
mit Schreiben vom 31. Mai 1911 an
denRegierungspräsidenten.
(AZIA1113342)
Wilhelm Spiegel gehörteals SPD-Ab-
geordneter der Kieler Stadtverordne-
tenversammlung vom29. 11. 1911 bis
zu seiner Ermordung durchNational-
sozialisten am 12.3. 1933 an, davon
1919 bis 1924als derenStadtverordne-
tenvorsteher. Ebenfalls war er Mit-
glied desProvinziallandtages. Spiegel,
ein äußerst geschickter Verteidiger,
warüberwiegend für die SPD unddie
freien Gewerkschaften tätig. Er war
Jude.
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densollte.Diesekonnteabernichtgenutztwerden,dasWetter
war zuschlecht.Die Veranstaltung mußte nunmehr inden Saal
desKolosseums verlegt werden. Redner dieser Maiveranstal-
tung war Johann Struwe, Altona.

Neben den Maiveranstaltungen wurde seit 1908 gemeinsam
von SPD und denörtlichenGewerkschaften inZusammenar-
beit mit demLübecker Fabrikarbeiterverband einSommerver-
gnügen inder Stadt durchgeführt.

Um durchdie fortlaufenden Streitigkeitenmit der Neustäd-
ter Polizeiverwaltung dieses Sommervergnügen nicht unnötig
zugefährden, batenParteiundGewerkschaftendenGeschäfts-
führer des Lübecker Fabrikarbeiterverbandes, J.H. Radden,
in ihrem Auftrage für das auch im Jahre 1910 beabsichtigte
Vergnügen als Außenstehender hierfür alles Nötige in die
Wege zu leiten.DadieLübecker diesmal ihreFahnenmitnach
Neustadt nehmen wollten, wurde dieses Ansinnen von der
Polizeiverwaltung rundweg abgelehnt. Hierauf wandte sich
Raddenmit einerBeschwerdeandenLandrat.Vondort erhielt
er folgendes Antwortschreiben:

„DerLandrat, Cismar,den10.Juni1910,
Tgb.Nr. 6512
Herrn
J.H.Radden

Lübeck
Johannisstraße 48
Ihre Beschwerde vom 5. d. Mts. über die Polizeiverwaltung in
Neustadt wegen Versagung der Erlaubnis zur Mitführung und
Entfaltung der Fahne des Verbandes der Fabrikarbeiter
Deutschlands in dem öffentlichenAufzuge am12. Juni inNeu-
stadt, den sie imübrigen genehmigt hat, kann ichals begründet
nicht anerkennen. Nach Ihrer eigenen Angabe besteht die
Fahne, um die es sich hier handelt, auf beiden Seiten in der
Hauptsache aus roter Seide. Die Mitführung und Entfaltung
einer derartigen Fahne als eines sozialdemokratischen Abzei-
chens ist als namentlich in einem öffentlichenAufzuge inNeu-
stadt in hohem Maße geeignet, zu Störungen der öffentlichen
Sicherheit,RuheundOrdnungunddes Verkehrszuführen. Die
Polizeiverwaltung hat daher die Genehmigung dazumit Recht
versagt.

gez. Springer"45

AllenSchwierigkeiten zum Trotz sollte es ein gelungenes Fest
werden. Nach Ablauf der Veranstaltung konnten es sich die
Beteiligten nicht verkneifen, in der Presse dem Landrat einen
Seitenhiebzu versetzen. Am 16. Juni1910 konnte dieser inder
Schleswig-Holsteinischen Volkszeitung folgenden Artikel
lesen:

„EinwillkommenerBesuch trafhiergesternmittagperDamp-
fer für die organisierte ArbeiterschaftNeustadts ein. Die Zahl-
stelle des Fabrikarbeiter-Verbandes Lübeck, die uns schon im
vorigenSommermit150-160Personenbesuchte,kamindiesem
Jahre mit 300Personen an. Die Mitglieder der hiesigen Zahl-

45 Siehe auch Neustädter Stadtarchiv
Abt.B Fach111 Nr.2.
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stelle sowie eine Anzahl Parteigenossen nahmen ihre lieben
Gäste in Empfang, aber auch eine große Anzahl Einwohner
allerStändehattesicheingefunden, sodaß einsehr reges Leben
am Hafen und auf der Brücke herrschte. Mit ihrer eigenen
Musikkapelle von10Mannan der Spitze stelltenunsereLübek-
ker Freunde sich am Hafen auf, und unter den Klängen des
Sozialistenmarsches ging esdann die Brückstraße entlang zum
,Kolosseum. Hier wurde mit reichlich 100Personenzu Mittag
gespeist. Dann zerstreutensichunsere Freundenach allen Him-
melsrichtungen undbesichtigten dieStadtundderen Umgebung.
Im,Kolosseum

'
hieltspäterder VorsitzendederLübecker Zahl-

stelle, GenosseRadden, eine kleine Ansprache, inder erscharf
mit derHandlungsweise desLandrats inCismar zuGerichtging,
der es ihnen verboten hatte, ihre Fahne dem Zuge voran durch
die Straßen zu tragen, ,weilsie', wie derHerr Landrat Springer
schrieb, ,nach Ihreneigenen Angaben aufbeiden Seitenrotist.
(!)

Dannging es wieder mit voller Musik nach dem Hafen, wo
schoneinganz TeilNeugierige wartete. Balddaraufverließ denn
auch der,Condor' wieder mit einer vollen Ladung Arbeitsbie-
nenunserenHafen. Obgleich derSozialistenmarsch zweimal in
den Straßen Neustadts erklungen istund derBoden von sovielen
Roten gestampft wurde, steht unser Städtlein heute doch noch
aufdemselben Fleck, undderHerr Landratkannganzberuhigt
sein. Wenn auchdieFahne vorangetragen worden wäre,sohätte
es trotzdem nochgestanden!"46

Diese Gegensätze solltensichbis zumErsten Weltkrieg nicht
ändern,hattenaberaufdieEntwicklung derNeustädterArbei-
terschaft und ihrer Organisationen keinen größeren Einfluß.

46 Ebd.Außerdem erschien imLübek-
ker Volksboten vom 14.Juni 1910,
Nr.13 ein groß aufgemachter Artikel
mit der Überschrift „Der preußische
Landrat und die rote Fahne". Außer
einem sehr scharfen Kommentar zu
den Neustädter Vorgängen, in dem
auch die Verhaltensweise Landrat
Springers einer sehr kritischen Be-
trachtung unterzogen wurde, wurde,
umdenArbeitnehmern die reaktionä-
re Verhaltensweise des preußischen
Beamtentums zu verdeutlichen, der
gesamte SchriftverkehrzwischenNeu-
städter Polizeiverwaltung,demLand-
ratsamt in Cismar unddem Lübecker
Fabrikarbeiterverbandinvoller Länge
abgedruckt. Ein endgültiger Ab-
schlußbericht zuden „NeustädterVor-
gängen"um eine rote Fahne erfolgte
im Lübecker Volksboten vom 8.Juli
1910,Nr.156.

Holzsegler vor dem 1. Weltkrieg im
Hafen von Neustadt.Rechts derHorn-
sche Speicher.
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Alle Beteiligten mußten mit dieser Situation leben. Dadurch,
daß im Jahre 1908 endlich das alte reaktionäre, preußische
Vereinsgesetz durch ein vom Reichstag beschlossenes Reichs-
vereinsgesetz beseitigt wurde, konnten auch Frauen erstmals
Mitglieder politischer Organisationen werden. Seit dem
1.Oktober 1908 erhöhtensich auch die Mitgliederzahlen des
Ortsvereins. Mit Stand vom 31. Dezember 1908 gehörten 69
Mitglieder demOrtsverein an. Im letztenQuartal 1908 waren
22Mitglieder neu aufgenommen worden, 10Mitglieder verzo-
gen oder zu anderen Ortsvereinen übergewechselt. 47 Diese
Zahlensolltensich aberbis zumBeginn desErstenWeltkrieges
für Neustadt noch aufca. 120 erhöhen.48

Nachdem vom Vorsitzenden des Fabrikarbeiterverbandes,
EduardLangtim, derVorschlag unterbreitet wurde, zur besse-
ren Koordinierung auch in Neustadt endlich ein Gewerk-
schaftskartell der freien Gewerkschaften zu gründen, wurde
diese Gründung inder Mitgliederversammlungam 30.Novem-
ber 1912 vorgenommen.49 Bei den bisher inNeustadt stattge-
fundenenArbeitskämpfenderletztenJahrehattesich dasFeh-
len dieser InstitutionalsNachteil der Arbeiterschaft herausge-
stellt. Neustadt zählte seit der Volkszählung 1910 mit seinen
5083 Einwohnern durchaus zuden mittleren Städten der Pro-
vinz, inder bei der Arbeiterschaft eine derartige Einrichtung
alsselbstverständlichvorausgesetztwurde.Parteiund Gewerk-
schaften waren zudiesem Zeitpunkt, anders als heute inNeu-
stadt, noch identisch. Dieses Ortskartell bzw. der Ortsaus-
schuß der freien Gewerkschaften, mit Sitz im „Kolosseum",

47 Siehe auchVZ vom4.Februar 1909.
Durch das AusscheidenderHeiligen-
hafener undPlönerMitglieder, die in-
zwischen eigene Ortsvereine gegrün-
dethatten,sank die Zahlder Neustäd-
ter Mitglieder beträchtlich. Die Ein-
nahmen des Ortsvereins beliefen sich
im Jahre 1908 auf 106,30RM. Dem
gegenüber standen Ausgaben von
103,54RM.
48 Lt. abgedrucktem Verwaltungsbe-
richt für denZentralverein des9. S. H.
Reichstagswahlkreises für das Jahr
1911 im Lübecker Volksboten vom
19. April 1912betrug die Mitglieder-
zahl des Neustädter Ortsvereins 117
Mitglieder.
49 Siehe auch Bericht im Protokoll-
buch des SPD-Ortsvereins Neustadt
und Umgebung, Jg. 1910 bis 1933.

Dampferausflüge von undnach Neu-
stadtumdie Jahrhundertwende.Links
imBildderHornscheSpeicher, dahin-
ter der Janus Speicher" (Bilder: Pri-
vatarchivJ. H. Koch).
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solltebis 1933 als einziges imLandkreisOldenburg existieren.
Zwischenzeitlicherlebten die Sozialdemokraten denletzten

großen Höhepunkt ihrer politischen Arbeit vor Ausbruch des
Weltkrieges. Bei der Reichstagswahl am 12.Januar 1912
konntedieWahlniederlage von 1907 wettgemacht werden.Die
vorgetragenenArgumentederSozialdemokratenerwiesensich
stärker als die verbalen Kraftakte der vereinigten Bürgerli-
chen. Sie erhielten diesmal 110 Mandate und waren somit
stärkste Fraktion imReichstag.

PaulWeinheber, der im9.Reichstagswahlkreis wieder kan-
didierte, erhielt inNeustadt 236Stimmen, im gesamten Kreis
Oldenburg 1650 und im 9. Wahlkreis 4314 abgegebene Stim-
men. Das war die höchsteStimmenzahl, die er inseiner fast
15jährigen Tätigkeit als Reichstagskandidat erhielt.50

Trotz desfür denKreis Oldenburggutensozialdemokratischen
Ergebnisses gabes auch imJahre 1912nochimmer Dörferund
Gutsbezirke, indenendie Sozialdemokratennicht eineeinzige
abgegebene Stimme erhielten. Diese waren Schlagsdorf/Feh-
marn, Löhrsdorfund Hohenstein. In den Orten und Gütern
Sierhagen, Siggen, Satjewitz, Neukirchen, Gremersdorf,
Dazendorf,Hansühn, Döhnsdorfwurde nur jeweils eineein-
zige für die Sozialdemokratenabgegebene Stimme gezählt.51

Da keiner der vier KandidatenimerstenWahlgang die abso-
lute Mehrheit erreicht hatte, kam es zwischen dem Vertreter
derKonservativen unddesBundesderLandwirte, Dr.Rösike-ererhielt 7913 Stimmen- unddembisherigen Abgeordneten
als Vertreter der Fortschrittlichen Volkspartei, Dr. Struve -
diesererhielt 5804 Stimmen- zur Stichwahl. In der Stichwahl
siegte dann Dr. Struve mit Hilfe der Sozialdemokraten. Er
erhielt 10776,Dr.Rösike8845 Stimmen.52

Des langjährigen zermürbenden Streites mit der Neustädter
Polizeiverwaltung in der Frage des Ausrichtens des l.Mai
überdrüssig, beschloß die Mitgliederversammlung am
25.Januar1913,dieendgültige Ausrichtungdemneugegründe-
tenGewerkschaftskartell zu überlassen.

Weiter wurde in dieser Versammlung beschlossen, dem
Gewerkschaftskartell die vollständige Bibliothek des Ortsver-
eins zu übertragen. 33 Diese fand imBüro des Gewerkschafts-
kartells im Kolosseum ihren Platz und sollte dort bis zur
Beschlagnahme durch die Nationalsozialisten im Jahre 1933
verbleiben.

Außerdem gelang es1913 erstmals,inZusammenarbeit zwi-
schen Partei und Gewerkschaften in Neustadt ein örtliches
Gewerkschaftsfest durchzuführen, ohnedaß dieses durch poli-
zeiliche Willkürmaßnahmen eingeschränkt wurde.

DaBürgermeister Tauscherortsabwesend war, erlaubtesein
Stellvertreter,StadtratKonsul Heise, daß Fahnen undBanner
mitgeführt werdendurften. Fürwahr eine Sensation für Neu-
stadt und Umgebung! In der Schleswig-Holsteinischen Volks-
zeitung wird u.a. am 10. September 1913 folgendes darüber
berichtet:

,rAuf zumersten Gewerkschaftsfest!IndenJahren1897und
1898 war es, als die Gewerkschaftsbewegung am Orte festen

50 Siehe auch abgedruckte Ergebnisse
im Neustädter Wochenblatt vom
14.Januar 1912,Nr.11.

51 Ebd

52 Ebd. vom23. Januar 1912, Nr. 18

53 Siehe auch Bericht im Protokoll-
buch des SPD-Ortsvereins Neustadt
und Umgebung, Jg. 1910 bis 1933.
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Boden faßte. Bereitwilligst stellte damals sogar Herr Schlie-
mann, derdamalige Besitzerdes Hotels,Germania',seinLokal
denGewerkschaften zur Verfügung. Nachdem HerrSchliemann
aber herausgefunden hatte, daß die Gewerkschaften nicht
gewöhnliche Vergnügungsvereine sind, die er dazu benutzen
konnte, durch Veranstaltung von Vergnügungen seine Taschen
zu füllen, und als ihm dann gar noch von gewisser Seite die
Verbände als das rote Gespenst hingestellt wurden, verwies er
ihnensein Lokal. Wenn es nachdemauch eine Zeitlang mit der
Lokalfrage gehapert hat, sind die Organisationen jetzt doch
soweitgekommen, daß ihnenzweigroße schöneLokale und ein
kleines zuallen Versammlungen undsonstigen Veranstaltungen
zur Verfügung stehen.Jetzt liegt esanderorganisiertenArbeiter-
schaft, danachzustreben, daß ihrdieseLokaleerhaltenbleiben.
Auch mit der Polizeibehördehat dieNeustädterArbeiterschaft
manchenschwerenKampfdurchzufechtengehabt. Währendihr
zu Anfang von der Polizeibehörde nicht nur jeder Umzug,
sondern sogar auch Bälle verboten wurden, ist jetzt zum ersten
Gewerkschaftsfest zum erstenMale einFestzugmit Fahnen und
Bannernfreigegeben worden. Esistdeshalb Pflicht eines jeden
organisierten Arbeiters und jeder Arbeiterin, dieses Fest durch
Beteiligung verschönernzu helfen."54

Höhepunkt des Jahres 1913 war das zehnjährige Bestehen
desOrtsvereins. Eswurde abererst am16.Novembermit einer
großen öffentlichenVolksversammlung und anschließendem
Ball festlich begangen.55

Alle Arbeit sollte im Herbst 1914 schlagartig ihr Ende fin-
den. Am 27.Juli1914 wurdedie letzteMitgliederversammlung
vor dem Kriege abgehalten. Mit Ausbruch des Ersten Welt-
krieges und nach der Zustimmung der sozialdemokratischen
Reichstagsfraktion am 4. 8. 1914 bei der Bewilligung der
Kriegskredite-einem aus heutiger Sicht verhängnisvollenEnt-
schluß -kam es mit denBürgerlichen zueiner Art begrenztem
Burgfrieden.56

So war es dann z.B. in der Stadt Neustadt möglich, daß
erstmalig in einem Unterstützungskomitee auch der Vorsit-
zende des Zentralvereins für den 9.Schleswig-Holsteinischen
Reichstagswahlkreis, August Meyer,nebst anderenArbeiter-
vertretern von der gesamten bürgerlichen Seite zähneknir-
schend anerkannt undzum Wohle derNeustädterEinwohner-
schaft innerhalb dieses Komitees mitwirken konnte.57

DerKrieg stellte dieNeustädter Sozialdemokratenaber vor
ganz neue Aufgaben. Er erschwerte die bis dahinschon nicht
einfache politische Tätigkeit nur nochmehr. Unter dem Bela-
gerungszustandund derverordnetenPressezensur wurden die
Bewegungsfreiheiten der Sozialdemokratie immer weiter ein-
geschränkt.58

Erst nach dem verlorenen Krieg und erfolgter Revolution
sollte eine geordneteParteiarbeit wieder möglich werden.

VorgenommeneAbkürzungen
VZ Schleswig-Holsteinische

Volkszeitung,
Zentralorgan der SPD, Be-
zirksleitung Kiel

LAS Schleswig-Holsteinisches
Landesarchiv,
Schloß Gottorf Schleswig

SH Schleswig-Holstein

54 Siehe auch Anzeige und Artikel in
der VZ vom 10. September 1913,
Nr.212.
55 Ebd. vom3.Februar 1914, Nr.28.
Abgedruckte Jahresabschlußrech-
nung des SPD-Ortsvereins Neustadt
undUmgebung für das Jahr 1913:
Einnahmen: 104,72 RM Ausgaben:
86,36 RM Kassenbestand:18,36RM.
Außerdem bestand für das Stiftungs-
fest vom16.November1913 anläßlich
des 10jährigen Bestehens des Ortsver-
eins einDefizit von16,45RM.
56 Siehe auchEugen Prager, Das Ge-
bot der Stunde - Geschichte der
USPD,4. Auflage1980, Seite16ff.
Prager weist u.a.nach,welchen Bela-
stungsproben die SPD-Reichstags-
fraktion nach jener denkwürdigen
Entscheidung - der Bewilligung der
Kriegskredite zuzustimmen - ausge-
setzt war.
57 Siehe auch Aufrufe des Komitees
für die Kriegshilfe der an der Front
stehenden Soldatenund deren Fami-
lien, so u.a. im Neustädter Wochen-
blatt vom4. September 1914.
Meyergehörteauch demVorstand des
Komitees an, dessen Vorsitzender der
Neustädter Bürgermeister Tauscher
war, s.a. Neustädter Wochenblatt
vom 10.September 1914.
58 Soweit aus allen vom Verfasser
durchgelesenen Akten, Protokollen,
Polizeiberichten pp. zu entnehmen
war,veranstaltetederSPD-Ortsverein
Neustadt nur eine einzige öffentliche
Mitgliederversammlung. Diese fand
am2. April 1916 statt.
Außerdem wurde vom Zentralverein
für den 9.Reichstagswahlkreis nach
Genehmigung durch das stellvertre-
tende Generalkommando der 9. Ar-
mee in Altona eine Mitgliederver-
sammlung am2.Juni 1918 in Neustadt
durchgeführt.
S. a. StadtarchivNeustadtAbt.B Fa-
ch111 Nr.6 sowie Protokollbuch des
SPD-OrtsvereinsNeustadtundUmge-
bung, Jg. 1910 bis 1933.
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Anhang Vorsitzender des SPD-Ortsvereins Neustadt und Umgebung
von seiner Wiedergründung 1903 bis zum Ende des Ersten
Weltkrieges:
25.Januar1903 bis Januar1904, Arbeiter Walter Wetkowsky,
Januar 1904bis Oktober 1906, Arbeiter JohannRöhlke,
Oktober 1906bis November 1910, Arbeiter Eduard Langtim,
November 1910bis September 1911, Tischler JuliusBreede,
14.November 1911 bis 27.Dezember 1913, Heizer Karl
Garber,
28.Dezember 1913bis 3. April 1919, Arbeiter Rudolf Knoop

SPD-Mitglieder aus der Stadt Neustadt inHolstein und dem
Umland, die an der Wiedergründung des „Arbeitervereins
Vorwärts Neustadt und Umgebung" am 25.Januar 1903 im
„Kolosseum" zuNeustadt teilnahmen.
Entnommen aus denAktenüber die sozialdemokratischenund
politischen Vereine, Versammlungen und Tagungen 1899 bis
1905 im Landkreis Oldenburg in Holstein - Landesarchiv
Schleswig-Holstein, Schloß Gottorf, Abteilung 320,Nr.423:
StadtNeustadt in Holstein
1.Vorsitzender:
Walter Wetkowski, Arbeiter,Fischerstraße 126
stellv. Vorsitzender:
KarlRauch, Zimmerer, Rosengarten
Kassierer:
Heinrich Brandt, Maurer, Königstraße
Schriftführer:
JohannWulf, Schuhmacher, Kremper Straße
stellv. Kassierer:
Gustav Goldschmied, Maurer,Rosengarten
stellv. Schriftführer:
Augustin Lamm, Maurer, Burgstraße

JohannisKellermann, Arbeiter, vor dem Graben
FriedrichBurgward,Schneider, Rosengarten
FriedrichSchnoor, Arbeiter, Waschgrabenstraße
Rudolf Stammp, Fischer, Waschgrabenallee
JosefSchiller, Fischer, Rosengarten
Heinrich Vorbeck, Arbeiter, Burgstraße
FriedrichHansen, Arbeiter,Burgstraße
HeinrichPath, Arbeiter, Grüner Gang
HeinrichKäselau, Arbeiter,Hochtorstraße
HeinrichHahn, Arbeiter, vor dem Brücktor
FerdinandPasch, Arbeiter, Grüner Gang
FriedrichHarms, Arbeiter, obere Querstraße
JohannisLudwig, Maurer,Hochtorstraße
August Vahlendieck,Pantoffelmacher,untere Querstraße
HinnrichKühl, Arbeiter, Waschgraben
Wilhelm Heyen, Arbeiter, Reiferbahn
HinriehHärder, Arbeiter, Kirchhofsallee
HeinrichBeht, Arbeiter, vor dem Krempertor
HeinrichKordes, Arbeiter, Waschgrabenallee
Wilhelm Heinemeier, Zimmerer,Krabbenstraße
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Hermann Paasch, Arbeiter, Hochtorstraße
Gustav Heier, Arbeiter, Burgstraße
Heinrich Roßburg, Arbeiter, Burgstraße
Wilhelm März, Arbeiter, Waschgrabenallee
Ferdinand Sehmahl,Tischler,-
Julius Staak, Schuhmacher,Brückstraße
Herrmann Paasch, Schuhmacherhelfer, Grüner Gang
Franz Lindow, Tischler,Rosengarten
Wilhelm Heuer, Tischler,Rosengarten
OttoMarkwardt, Tischler, Waschgrabenstraße
ErnstRohse, Tischler, Rosengarten
Johann Schulmeister, Maurer,Burgstraße
Fritz Schumacher, Arbeiter,Hochtorstraße
August Köhler,Arbeiter, Haakengraben
Wilhelm Strike, Arbeiter,Haakengraben
August Dohm, Arbeiter,-
Wilhelm Stange, Schuhmacher, -

Merkendorf
FriedrichScheck, Arbeiter
Fritz Burmeister, Arbeiter
Heinrich Augustin, Arbeiter
Heinrich Breede, Arbeiter
Heinrich Grell, Arbeiter
Fritz Babbe, Arbeiter
August Schumacher, Arbeiter
Heinrich Callo, Arbeiter
Friedrich Grell, Arbeiter
Friedrich Augustin, Arbeiter
ErnstBreede, Arbeiter
Heinrich Vermehren, Arbeiter
August Grell junior, Arbeiter
Heinrich Scheck, Arbeiter
Emil Johannsen,Arbeiter
Johannes Augustin, Arbeiter

Oevelgönne
Heinrich Wulf, Arbeiter
FriedrichSchuld, Arbeiter

Roge
Christian Müller, Arbeiter
Christian Westendorf, Arbeiter

Hasselbürger Mühle
Fritz Behnke,Müller
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Kurzporträt der im Bereich des SPD-Ortsvereins Neustadt
bzw.Landkreises Oldenburgnach der Jahrhundertwende füh-
renden Sozialdemokraten:

Paul Friedrich Gustav Weinheber,
geb. am 12.Februar 1867 inBreslau, gest. am 20.November
1939 in Hamburg. Weinheber besuchte die Volksschule und
erlernte anschließend das Dreherhandwerk, ging 1885 auf
Wanderschaft und wurde 1887 inHamburg ansässig. Seit1892
war er zweiter Vorsitzender der Metallarbeiterkrankenkasse
„Vulkan", um anschließend ab 1901 als Angestellter der
„Neuen Gesellschaft zur Verteilung von Lebensmitteln von
1856" tätig zu werden. Hier übte er die Funktion eines
Geschäftsführers aus.
1907 wurde Weinheber als SPD-Abgeordneter in die Bürger-
schaft der Freien und Hansestadt Hamburg gewählt. Dieser
gehörte er bis zu seinem Ausscheiden am 26.September 1931
an.
Vom 28.März 1919 bis zum 22.März 1921war er außerdem
Mitglied des Senats der Freienund Hansestadt. Während die-
serAmtszeit unterstanden ihmu.a. als SenatordieDeputation
für Handel,Schiffahrt undGewerbe sowie dieBaudeputation.
Nachseinem Ausscheiden aus dem Senat gehörteer u.a. lange
Jahre alsBürgerschaftsabgeordneter dem höchstenSelbstver-
waltungsorgan der Bürgerschaft, dem „Bürgerausschuß", als
Mitglied an.
Mit dem Landkreis Oldenburg in Holstein kam Weinheber
erstmalig 1897 in Berührung, als er bei der im gleichen Jahr
stattfindendenErsatzwahl für denverstorbenen Reichstagsab-
geordneten Graf vonHolstein, Waterneversdorf, als Kandidat
der SPD im 9. Schleswig-Holsteinischen Reichstagswahlkreis
auftrat.Zwarkonntedieserdurchseine großen Güter geprägte
Wahlkreis von Weinheber nie gewonnen werden, trotzdem
sollte er der SPD in diesem Bereich bis 1919 weiterhin als
Kandidat zur Verfügung stehen.Ebenfalls kandidierte Wein-
heber für die SPD 1913 beider preußischen Landtagswahl im
Wahlkreis 18 (Kreis Oldenburg inHolstein).
Während seiner langen Tätigkeit als Reichstagskandidat und
Betreuer des 9.Schleswig-Holsteinischen Reichstagswahlkrei-
ses gelang es ihm auch im Landkreis Oldenburg endlich, alle
sozialdemokratischen Kräfte zusammenzufassen und diese
dann zu einer kampfstarken Organisation umzuformen.
Außerdem gehen auf seine Initiative die Wieder- bzw. Neu-
gründungen der Ortsvereine Neustadt, Grömitz,Burg a.F.
und Heiligenhafen zurück, ebenso die Ortsvereine Plönund
Lütjenburg im LandkreisPlön.
Weiterhin wurde während Weinhebers Tätigkeit im Kreis
Oldenburgsichergestellt, daß durchzusätzlicheErrichtungvon
Stützpunkten die Betreuungsarbeit der Partei im ländlichen
Bereichund dengroßen Güterdistrikten desKreisesnachhaltig
verbessert werden konnte.
Nachdem im Jahre 1902 von der Wahlkreiskonferenz mit
Mehrheit beschlossen wurde, daß für den 9.Reichstagswahl-
kreisnicht BadSegeberg, sondern- wie schonseit dem Jahre
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1900 versuchsweise eingeführt -die StadtNeustadtinHolstein
weiterhin Sitz der zentralenParteiorganisationsleitung blieb,
gelanges denNeustädter Sozialdemokraten mitHilfe Weinhe-
bers im Jahre 1906, daß bei der Umbildung der Parteistruktur
inForm eines festen Zentralvereins diesesneue Führungsgre-
mium ebenfalls im Kolosseum (Gewerkschaftshaus) zu Neu-
stadt seinenSitzbekam.Biszur Auflösungdieser Institutionim
Jahre 1919 sollte diese Geschäftsstelle dann im Neustädter
Gewerkschaftshaus verbleiben.

AugustHeinrich Wilhelm Meyer,
geb. am 24.Mai 1864 in Wandelwitz, Kreis Oldenburg
ErlernterBerufTischler.Erste Aktivitätenfür die Sozialdemo-
kratie umdie Jahrhundertwende in Heiligenhafen.
Meyer wurde Anfang April1904zumbesoldetenKreisvertrau-
ensmann der SPD für den9. Schleswig-Holsteinischen Reichs-
tagswahlkreis bestellt. IndieserEigenschaft verzoger vonHei-
ligenhafennachNeustadt.Nebenbei warMeyerauch alsKolp-
orteur für das Parteiorgan „Schleswig-Holsteinische Volkszei-
tung" tätig. Außerdem führte er bis zu seinem Umzug nach
Heiligenhafen am 21.Februar 1921diealkoholfreie Gaststätte
„Harmonie" inder Königstraße (heute Allianz-Versicherung).
1906 wurdeMeyer vonder Generalversammlung zumbesolde-
ten Zentralvorsitzenden für den 9. Schleswig-Holsteinischen
Reichstagswahlkreis gewählt. Dieses Amt übte er bis zum
Jahre 1919 aus. Weiterhin gehörteer von 1909 bis 1914 dem
Vorstand der AOK Neustadt als Arbeitnehmervertreter an.
NachderRevolution1918 wurdeMeyer zum Vorsitzendendes
Vollzugsausschusses des Kreises Oldenburg gewählt. Auch
gehörteer bis zu seiner Auflösungdem Neustädter Arbeiter-
und Soldatenrat als Mitglied an.
Nach erfolgtem Umzug wurde Meyer 1924 als SPD-Abgeord-
neter in die Heiligenhafener Stadtverordnetenversammlung
gewählt.Dort übte er für einengewissen Zeitraum dasAmt des
Stadtverordnetenvorstehers aus (s.a. Handbuch der Provinz
Schleswig-Holstein, Jg. 1927, Seite 153.)
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